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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

am 23. September 2020 beschließt das Bundeskabi-
nett den Entwurf des Bundeshaushalts 2021 und den 
Finanzplan des Bundes bis  2024. Der Zeitpunkt ist 
ungewöhnlich, da der Regierungsentwurf norma-
lerweise schon vor der Sommerpause beschlossen 
wird. Doch das Coronavirus hat auch hier die nor-
malen Abläufe durcheinandergebracht. Durch die 
spätere Beschlussfassung wird nun eine möglichst 
aktuelle Abschätzung der Folgen der Corona-Krise 
auf das Steueraufkommen und die Ausgaben mög-
lich. Der Haushalt setzt das Zukunftsprogramm um 
und führt die begonnene Investitionsinitiative fort: 
Investitionen in die Zukunft unseres Landes fließen 
unter anderem in das Bildungssystem, in die digitale 
Infrastruktur und in den klimafreundlichen Umbau 
der Wirtschaft. Deutschland soll so gestärkt aus der 
Krise hervorgehen.

Anfang September hat die Auszahlung des Kinder-
bonus begonnen. Diese Unterstützung für Fami-
lien ist Teil des Konjunkturprogramms. Pro Kind 
beträgt der Kinderbonus 300  Euro; davon werden 

200  Euro im September und weitere 100  Euro im 
Oktober ausbezahlt. Der Kinderbonus soll die be-
sonderen Belastungen der Familien während der 
Corona-Krise anerkennen. Damit ergänzt diese Leis-
tung die Maßnahmen des bereits Ende Juli im Ka-
binett beschlossenen Entwurfs des Zweiten Fami-
lienentlastungsgesetzes, mit dem das Kindergeld 
ab dem 1. Januar 2021 um weitere 15 Euro pro Mo-
nat angehoben werden soll. Dieser Schritt ist Teil ei-
ner Gesamtstrategie für eine sozial gerechte, finan-
ziell solide und wachstumsfreundliche Steuer- und 
Abgabenpolitik.

Zum Monatsbeginn hat das Kabinett außerdem den 
Entwurf des Jahressteuergesetzes 2020 beschlossen, 
mit dem unter anderem die Steuerbefreiung der Zu-
schüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld bis 
31. Dezember 2021 verlängert wird.

Der Schlaglichtartikel in dieser Ausgabe beleuch-
tet ausführlich die Inhalte des informellen Rats der 
EU-Finanzminister (ECOFIN). Dieses erste physi-
sche Treffen fand am 11. und 12. September in Ber-
lin statt. Dabei ging es in erster Linie um die wirt-
schaftliche Lage in Europa infolge der Corona-Krise 
und die Weiterentwicklung der Europäischen 
Union. Unter Vorsitz von Bundesfinanzminister 
Olaf Scholz tauschten sich die Ministerinnen und 
Minister auch über ihre Zusammenarbeit im Steu-
erbereich und über die Digitalisierung im Finanz-
marktbereich aus.

Wolfgang Schmidt	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Informeller ECOFIN: Krise bewältigen, 
europäische Souveränität stärken

	● Am 11. und 12. September 2020 fand in Berlin der informelle Rat der Finanzministerinnen und 
Finanzminister der Europäischen Union (EU) – der informelle ECOFIN-Rat – unter deutscher Rat-
spräsidentschaft statt. Hierzu hatte Bundesfinanzminister Olaf Scholz seine europäischen Amts-
kolleginnen und -kollegen eingeladen. Es war das erste persönliche Treffen der ECOFIN-Runde seit 
Februar und fand unter strengen Auflagen zur Einhaltung der Hygieneregeln und des Gesundheits-
schutzes statt.

	● Die Finanzministerinnen und Finanzminister beschäftigten sich insbesondere mit der Frage, wie 
die EU gestärkt aus der Krise hervorgehen kann. Dabei ging es zum einen darum, wie die wirtschaft-
liche Erholung in Europa kurzfristig unterstützt werden kann. Zum anderen ging es aber auch um 
Fragen der europäischen Souveränität und wie diese in den Bereichen EU-Haushalt, Unterneh-
menssteuern und Finanzmärkte gestärkt werden kann.

	● Den Startschuss zur Debatte gab der Politologe Ivan Krastev mit seiner Sicht auf die Folgen der 
Pandemie für den europäischen Integrationsprozess. Bei den darauffolgenden Arbeitssitzungen, die 
ebenfalls von prominenten Expertinnen und Experten eingeleitet wurden, standen vier Themen 
auf der Tagesordnung: Bestandsaufnahme und Ausblick zur wirtschaftlichen Erholung Europas, 
Eigenmittel für den EU-Haushalt, faire und effektive Besteuerung in der EU und Neuordnung der 
(europäischen) Finanzmärkte im digitalen Zeitalter.

Ein starkes und souveränes 
Europa post-Corona

Der informelle ECOFIN-Rat stand ganz im Zei-
chen der größten globalen Rezession seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs. Im zweiten Quartal  2020 
lag das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in der EU gut 
14 Prozent unterhalb des Niveaus im Vorjahreszeit-
raum. Am stärksten fiel der Rückgang gegenüber 
dem Vorjahr in Spanien mit fast 22  Prozent aus; 
sehr stark betroffen waren auch Frankreich und 
Italien mit einem Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung um 19 Prozent beziehungsweise fast 18 Pro-
zent. In Deutschland lag das BIP im zweiten Quar-
tal um gut 11  Prozent unterhalb des Niveaus im 
Vorjahreszeitraum.

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung kamen 
am 11. und 12. September 2020 die Finanzministe-
rinnen und Finanzminister der EU in Berlin zu ih-
rem ersten persönlichen Treffen seit Februar zu-
sammen. Zu Beginn ihrer Beratungen tauschte sich 
die Runde über das Thema „Ein souveränes Europa 
nach dem Coronavirus“ aus. Der Politologe Ivan 
Krastev vom Institut für die Wissenschaften vom 
Menschen in Wien führte als Gastredner in das 
Thema ein. Er betonte dabei, dass die Bürgerinnen 
und Bürger von der EU Antworten und Handlungs-
fähigkeit erwarteten, nicht nur hinsichtlich der Be-
wältigung der Pandemiefolgen, sondern auch mit 
Blick auf den Klimawandel, technologische Dis-
ruptionen und geopolitische Instabilitäten. In der 
folgenden Debatte herrschte Einigkeit, dass Koope-
ration und Solidarität in Europa zur Überwindung 
der Krise wichtiger denn je seien.
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Die Krise bewältigen, Europas 
Zukunft gestalten

In der ersten Arbeitssitzung am Freitagnachmit-
tag befassten sich die Finanzministerinnen und Fi-
nanzminister mit der wirtschaftlichen Lage nach 
dem Lockdown und dem Stand der wirtschaftli-
chen Erholung Europas. Daniel Gros, Direktor des 
Centre for European Policy Studies (CEPS) in Brüs-
sel, sowie Prof.  Beatrice Weder di Mauro, Profes-
sorin für Internationale Wirtschaft in Genf und 
Präsidentin des in London ansässigen Centre for 
Economic Policy Research (CEPR), führten in das 
Thema mit einer Analyse der aktuellen wirtschaft-
lichen Lage ein. Sie gaben neben einer Einschätzung 
der Situation in Europa auch einen Überblick über 
die globale Wirtschaftsentwicklung. Prof.  Beatrice 
Weder di Mauro begrüßte die entschlossene Ant-
wort der  EU auf die Krise. Gleichzeitig warnte sie 
vor größeren Verzögerungen bei den Verhandlun-
gen über „NextGenerationEU“.

In der Aussprache wurde festgestellt, dass die wirt-
schaftliche Erholung zwar vorankomme, die Ent-
wicklung aber weiterhin von Unsicherheit behaftet 
sei. Risiken stellten neben dem weiteren Pande-
mieverlauf auch globale Entwicklungen wie Han-
delsstreitigkeiten dar. Zudem sei es wichtig, eine 
angemessene Balance zwischen weiterer fiskalpo-
litischer Unterstützung für die wirtschaftliche Er-
holung und der Beibehaltung der Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen zu finden.

Bundesfinanzminister Olaf Scholz unterstrich die 
Bedeutung einer europäischen Lösung, um die 
wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Pan-
demie zu bewältigen. Die EU habe eine starke, über-
zeugende und gemeinsame Antwort auf die Krise 
gefunden. Mit dem Wiederaufbaupaket sei es ge-
lungen, eine neue Phase der Solidarität in Europa 
einzuläuten. Es gelte jetzt, das Aufbau-Instrument 
schnell auf den Weg zu bringen, um den Grundstein 
für ein nachhaltiges, souveränes und inklusives Eu-
ropa des 21. Jahrhunderts zu legen. Dies sei ein zen-
trales Ziel der deutschen EU-Ratspräsidentschaft.

Europäische Eigenmittel 
für eine neue europäische 
Finanzarchitektur

Der Wiederaufbaufonds ist ein historischer Schritt, 
mit dem die  EU gemeinsam und solidarisch die 
wirtschaftliche Erholung finanziert. Er wirft aber 
auch die Frage nach der Finanzierung der gemein-
sam an den Finanzmärkten aufgenommenen Mit-
tel auf. In der zweiten Arbeitssitzung zur Zukunft 
der europäischen Finanzarchitektur sprach sich 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz dafür aus, dass 
zur Rückzahlung der Kredite auch neue Eigenmit-
tel, also neue EU-eigene Einnahmequellen, ein-
geführt werden sollten. Er betonte in der Presse-
konferenz am Ende des informellen ECOFIN-Rats: 
„Nur ein gut finanziertes Europa ist ein starkes Eu-
ropa. Und nur ein starkes Europa ist ein souverä-
nes Europa und hat auf internationaler Ebene eine 
starke Stimme.“

Bereits im Juli hatte sich der Europäische Rat da-
für ausgesprochen, die Einnahmen der EU auf eine 
breitere Grundlage zu stellen, etwa durch Auswei-
tung des europäischen Emissionshandels auf die 
Schifffahrt und auf den Luftverkehr. Auf dem in-
formellen ECOFIN sprach sich eine Mehrheit der 
Mitgliedstaaten für neue Eigenmittel aus. Dabei 
wurde insbesondere die Notwendigkeit betont, die 
EU-Politiken wie die Bekämpfung des Klimawan-
dels oder die Digitalisierung auch auf der Einnah-
menseite des Haushalts zu berücksichtigen. Die Eu-
ropäische Kommission kündigte Vorschläge für das 
erste Halbjahr 2021 an.

Die Gastredner, Prof. Clemens Fuest (Präsident des 
ifo Instituts) und Prof. Jean Pisani-Ferry (Professor 
für Volkswirtschaftslehre an der Sciences Po Paris), 
sprachen sich für eine Weiterentwicklung des eu-
ropäischen Emissionshandelssystems aus.
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Faire und gerechte Besteuerung

Der informelle ECOFIN wurde am Samstagvormit-
tag mit einem Austausch zur fairen und effektiven 
Besteuerung in der  EU fortgesetzt. Die Pandemie 
hat erneut verdeutlicht: Ein robuster Sozialstaat ist 
unerlässlich. Deshalb muss sichergestellt werden, 
dass sich große international agierende Unterneh-
men ihrer Steuerpflicht nicht entziehen können.

Mit der weitgehenden Umsetzung der Regeln ge-
gen Steuervermeidung und Gewinnverlagerung 
(Base Erosion and Profit Shifting, BEPS) haben die 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) und die internationale 
Gemeinschaft bewiesen, dass auch zu komplexen 
steuerlichen Fragen globale Lösungen gefunden 
werden können. Dies muss auch bei der Frage der 
Besteuerung der digitalen Wirtschaft das Ziel sein.

Hierzu gab es einen breiten Konsens unter den 
Finanzministerinnen und Finanzministern. Die 
EU-Mitgliedstaaten sprachen sich dafür aus, die 
Arbeiten auf OECD-Ebene zur fairen Besteuerung, 
einschließlich einer effektiven globalen Mindest-
besteuerung und Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft, weiter zu unterstützen. Ziel bleibt eine Lö-
sung auf globaler Ebene, die dann auf europäischer 
Ebene umgesetzt werden soll. Bundesfinanzminis-
ter Olaf Scholz zeigte sich nach dem Treffen zuver-
sichtlich, dass es auf Ebene der OECD bis Oktober 
gelingt, Grundzüge für Lösungswege (blueprints) 
zu vereinbaren.

Krisenfeste Finanzmärkte im 
Dienst des Gemeinwesens

In der abschließenden Arbeitssitzung debattier-
ten die europäischen Finanzministerinnen und 
Finanzminister die Implikationen digitaler In-
novationen für die Finanzmärkte. Prof.  Markus 
Brunnermeier von der Universität Princeton lei-
tete die Diskussion mit einem Vortrag zu ökono-
mischen Aspekten digitaler Plattformen im Fi-
nanzmarkt ein. Der Einfluss datengetriebener 
Geschäftsmodelle („Big Data“) und das schnelle 
Wachstum von Technologieunternehmen führe zu 
Cyber-Risiken sowie zu neuen Herausforderungen 
für die Finanzmarktregulierung und den Daten-
schutz. Prof. Markus Brunnermeier warnte vor Mo-
nopolbildung auf den Finanzmärkten aufgrund di-
gitaler Innovationen, da sich die Macht zum Setzen 
von Standards im Finanzmarkt zugunsten derjeni-
gen Unternehmen verschiebe, die große Netzwerke 
betrieben. Daher sollte regulatorisch auf Interope-
rabilität von Plattformen und gemeinsame Stan-
dards im Finanzmarkt hingearbeitet werden.

In der Debatte wurde insbesondere betont, dass Eu-
ropa als ein Standardsetzer agieren müsse. Die Eu-
ropäische Kommission kündigte für Ende des Mo-
nats an, Vorschläge für ein Digitalpaket vorlegen zu 
wollen.

Zudem müsse sichergestellt werden, dass digitale 
Innovationen im Finanzmarktbereich, wie z.  B. 
Kryptowährungen, im Sinne des Gemeinwohls ge-
nutzt werden können. Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz sprach sich daher in einer gemeinsamen Er-
klärung mit seinen Kolleginnen und Kollegen aus 
Frankreich, Italien, Spanien und den Niederlanden 
für eine strikte EU-Regulierung von Digitalwäh-
rungen aus. Das Monopol der Herausgabe der eu-
ropäischen Währung müsse allein bei der Europä-
ischen Zentralbank (EZB) liegen. Auch ein Verbot 
privater digitaler Währungen müsse notfalls in Er-
wägung gezogen werden.

10
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Im Interview: 
Olaf Scholz, Bundesfinanzminister

Zum informellen ECOFIN in 
Berlin sind die EU-Finanz
ministerinnen und -Finanz
minister zum ersten Mal seit 
Februar wieder persönlich 
zusammengekommen. Wie 
haben Sie das erlebt?

Nach sieben Monaten mit Videokonferenzen sind 
erst mal alle froh gewesen, sich endlich wieder per-
sönlich zu begegnen. Ich habe in all diesen direkten 
Begegnungen gemerkt, dass uns der gemeinsame 
Wille verbindet, die europäische Sache zu bewe-
gen. Die Europäische Union (EU) hat eine starke ge-
meinsame Antwort gefunden auf die Krise, die das 

Coronavirus in unseren Ländern verursacht hat. 
Die finanziellen Hilfen, der Fonds für unsere Wie-
deraufbaubemühungen, brauchen einen langen 
Atem. Darin sind wir uns weiterhin alle einig.

Im Übrigen haben alle Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer sehr bereitwillig die Beschränkungen und 
Hygiene-Auflagen für das persönliche Treffen in 
Kauf genommen, um über diese Wiederaufbauan-
strengungen zu diskutieren. Die Delegationen wa-
ren deutlich kleiner, wir haben auf den Abstand un-
tereinander geachtet und Masken getragen, sobald 
wir nicht mehr auf unseren Plätzen gesessen ha-
ben. Natürlich ist das gewöhnungsbedürftig, aber 
es ist wichtig, damit solche Treffen stattfinden kön-
nen. Ich habe mal von einer „neuen Normalität“ 

Olaf Scholz, Bundesfinanzminister 
© Bundesministerium der Finanzen
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gesprochen, einem Leben unter den Bedingungen, 
die uns das Virus aufzwingt. In dieser Normalität 
befinden wir uns gegenwärtig alle, denn die Pande-
mie ist noch längst nicht vorüber. Wir müssen also 
vorsichtig bleiben.

Wo stehen wir bei der 
Bewältigung der Corona-Krise 
und ihrer wirtschaftlichen 
Folgen?

Eine Reihe von Indikatoren zeigt, dass sich die Wirt-
schaft in der EU im Vergleich zum Frühjahr merk-
lich erholt. Dies gilt für die gesamte EU, obwohl die 
Mitgliedstaaten unterschiedlich von der Pandemie 
betroffen sind. Ein Grund für diese positive Ent-
wicklung ist sicherlich in unserem entschlossenen 
Handeln zu finden, national wie auf EU-Ebene. Bis 
wir in Europa aber wieder das Vorkrisenniveau er-
reichen werden, wird es einige Zeit dauern.

Hier in Berlin hatten wir einen sehr produktiven 
Austausch zum Stand der Hilfs- und Aufbaupro-
gramme in den einzelnen Mitgliedstaaten. Klar ist: 
Wir müssen den Wiederaufbau jetzt mit den na-
tionalen Umsetzungsprogrammen zügig auf den 
Weg bringen, damit es rasch wieder aufwärtsgehen 
kann. Dabei wollen wir das Aufbauinstrument nut-
zen, um den Grundstein zu legen für ein nachhal-
tiges, souveränes und soziales Europa – der Name 
sagt es: Next Generation EU.

Wie steht es um die eigenen 
Einnahmen der EU, die für 
die Bewältigung der Krise 
notwendig sind?

Eigenmittel sind kein Selbstzweck. Die EU-Kom-
mission wird zur Finanzierung des Aufbauinstru-
ments gemeinsame Kredite in erheblichem Um-
fang aufnehmen. So hat es der Europäische Rat im 
Juli  2020 entschieden. Damit die Kredite wie ge-
plant zurückgezahlt werden können, brauchen wir 
für die EU neue Eigenmittel. Darüber hinaus sind 
Eigenmittel auch ein wichtiger Schritt für eine fis-
kalisch souveräne Union. Nur ein gut finanziertes 
Europa ist ein starkes Europa. Und nur ein starkes 
Europa hat auf internationaler Ebene eine starke 
Stimme. Der intensive Austausch zu neuen Eigen-
mitteln bei unserem Treffen hat mich zuversicht-
lich gestimmt, dass wir in dieser Frage vorankom-
men werden.

Auch die Debatte über faire 
und effektive Besteuerung auf 
internationaler Ebene ist für 
die EU wichtig. Wie lief diese?

Alle EU-Partner sind sich einig, dass wir eine ge-
rechte Besteuerung auf internationaler Ebene 
brauchen. Ich habe meine Kolleginnen und Kolle-
gen dazu aufgerufen, dass wir in dieser Frage in der 
nächsten Zeit echten Fortschritt erzielen müssen. 
Wenn wir auch manchmal unterschiedliche Per
spektiven in der EU haben – die Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Wirtschaft erwarten hierbei eine 
gemeinsame Haltung von uns. Es geht zum einen 
um die Mindestbesteuerung auf globaler Ebene, 
und es geht zum anderen um einen Weg, wie im in-
ternationalen Konsens die Besteuerung der globa-
len digitalen Plattformen besser gelingen kann als 
heute. Die Gespräche in Berlin haben uns in die-
sen Punkten ein weiteres Stück vorangebracht. Im 
Herbst stehen die nächsten Gespräche auf Ebene 
der OECD an, der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung. 
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Auch die Digitalisierung der 
Finanzmärkte stand auf der 
Agenda des informellen 
ECOFIN-Treffens. Worum ging 
es konkret?

Was früher Kohle und Stahl waren, das sind heute 
Daten und die damit verbundenen Datenverknüp-
fungen durch die Digitalisierung. Wir dürfen nicht 
so tun, als ob ausgerechnet im Bereich der Finan-
zen, der Banken, der Finanzinstitutionen und der 
Finanzmärkte alles so bleibt, wie wir es seit Jahr-
zehnten kennen. Die Digitalisierung verändert die 
Geschäftsmodelle nicht nur, sondern wird auch 
gänzlich neue, heute noch gar nicht bekannte Ge-
schäftsmodelle hervorbringen. Darauf müssen wir 
uns als Gesetzgeber, als Aufsichtsbehörden und 
als EU einstellen und die entsprechenden Vorkeh-
rungen treffen. 

Sie haben mit Ihren 
Kolleginnen und Kollegen 
aus Frankreich, Italien, den 
Niederlanden und Spanien 
während des Treffens ein 
gemeinsames Statement zu 
Kryptowerten veröffentlicht. 
Warum?

Die Digitalisierung umfasst letztlich auch die Frage 
von digitalen Währungen, was wiederum ganz neue 
Herausforderungen für die Regulierung aufwirft. 
Beim informellen ECOFIN wollten wir mit unse-
rer gemeinsamen Positionierung ein klares Zei-
chen setzen: Zusammen mit unseren Partnern sind 
wir fest davon überzeugt, dass privatwirtschaftli-
che Kryptowährungen nicht in unserem Sinn sind. 
Das Ausgeben und Gestalten von Währungen ist al-
lein eine Sache von Staaten oder eben Europas und 

 
 
 
Olaf Scholz, Bundesfinanzminister 
© Bundesministerium der Finanzen
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der Europäischen Zentralbank, und dabei soll es 
bleiben. Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien 
und die Niederlande nehmen hier eine ganz klare 
Position ein und werden dafür sorgen, dass not-
falls auch verboten werden kann, was der eine oder 
andere große privatwirtschaftliche Akteur sich im 
Augenblick so vorstellt.

Wie fällt Ihr Fazit zum 
informellen ECOFIN aus?

Nach den Diskussionen kann ich versichern: Wir 
ziehen an einem Strang, um Europa schnell und mit 
aller Kraft aus der Krise zu führen. Das, was uns die-
ses Jahr mit den Entscheidungen auf europäischer 
Ebene für eine europäische Solidarität gelungen ist, 
führen wir fort. Die Pandemie hat gezeigt, wie ver-
letzlich wir als Menschen sind und wie sehr wir alle 

als Länder voneinander abhängig sind. Für Europa 
gilt dies umso mehr. Kein europäisches Land wird 
es im Alleingang schaffen, das Virus und die damit 
einhergehenden Folgen zu bewältigen. Und gerade 
in dieser Frage hat die EU in den vergangenen Mo-
naten ihren Wert bewiesen: Wir haben geschlossen 
und entschlossen gehandelt und eine gemeinsame 
Antwort auf die Herausforderung gegeben. 

All das stimmt mich zuversichtlich, dass wir den 
Aufbau nach der Krise auch für den ökologischen 
und digitalen Wandel unserer Volkswirtschaften 
nutzen werden. Mit dem Aufbauprogramm errei-
chen wir eine neue Stufe der gemeinsamen euro-
päischen Finanzpolitik und nähern uns der Fiskal
union. Europa hat jetzt die Chance, die nächsten 
Schritte zu gehen, die für eine bessere – eine „per-
fektere“ – EU erforderlich sind. Es war ein guter in-
formeller ECOFIN in Berlin.

14
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Steuern für ein starkes Europa

Deutschland will seine Ratspräsidentschaft im 
2.  Halbjahr  2020 dazu nutzen, sich für ein starkes 
und souveränes Europa einzusetzen. Eine moderne 
und innovative Steuerpolitik ist wesentlich für die 
Förderung der wirtschaftlichen Stärke Europas. 
Eine solche Steuerpolitik ist zugleich unverzicht-
bar zur Sicherung des Steueraufkommens der Mit-
gliedstaaten. Eine europäische Architektur für eine 
faire und effektive Besteuerung stellt sicher, dass in 
einer starken und souveränen Europäischen Union 
(EU) der Wettbewerb im Binnenmarkt und darüber 
hinaus funktioniert und dass die Mitgliedstaaten 
über ausreichende Mittel zur Finanzierung des Ge-
meinwohls verfügen.

Wirtschaftsaktivitäten und Unternehmensstruktu-
ren haben sich durch die Digitalisierung stark ver-
ändert. Die damit verbundenen steuerlichen Her-
ausforderungen lassen sich am besten durch ein 
international abgestimmtes Vorgehen bewältigen. 
Aus diesem Grunde setzt sich Deutschland dafür 
ein, dass die internationalen Beschlüsse für eine 
faire Verteilung von Besteuerungsrechten und ei-
ner effektiven globalen Mindestbesteuerung auf 
der europäischen Ebene umgesetzt werden.

Zur Sicherstellung einer fairen Besteuerung in 
der EU einigten sich die EU-Mitgliedstaaten bereits 
im Jahr  1997 darauf, die Gruppe Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung) einzusetzen. Aufgabe 
dieser Gruppe ist es, schädliche Steuerpraktiken 
innerhalb der EU-Mitgliedstaaten auszumachen 
und einzudämmen. Darüber hinaus ist die Gruppe 
seit 2016 damit betraut, Drittstaaten mit Blick auf 
die Einhaltung der internationalen Maßstäbe der 
Transparenz und fairen Besteuerung zu überprü-
fen und mit ihnen in Dialog zu treten. Um die Ef-
fektivität der Arbeit der Gruppe Verhaltenskodex 
(Unternehmensbesteuerung) weiter zu stärken, ist 
eine Erneuerung des mittlerweile über 20 Jahre al-
ten Mandats der Gruppe notwendig.

Zudem will Deutschland während seiner Ratsprä-
sidentschaft die Zusammenarbeit der EU-Mitglied-
staaten in Steuerfragen verbessern, um eine trans-
parente und gerechte Besteuerung zu erreichen. 
Deshalb soll der steuerliche Informationsaustausch 
ausgeweitet werden. Insbesondere sollen digitale 
Plattformen stärker in die Pflicht genommen wer-
den, steuerlich relevante Tätigkeiten zu melden.

Steuerpolitische Schwerpunkte der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft

	● Die europäische Steuerpolitik soll durch die Einführung einer effektiven Mindestbesteuerung 
modernisiert werden.

	● Die Stärkung der zuständigen Gremien soll den schädlichen Steuerwettbewerb wirksam be-
kämpfen.

	● Ein ausgeweiteter steuerlicher Informationsaustausch soll die Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten verbessern.

	● Durch die Einführung einer Finanztransaktionsteuer sollen die Finanzmärkte an der Finanzie-
rung des Gemeinwohls beteiligt werden.
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Des Weiteren strebt Deutschland einen Konsens in 
Bezug auf die Einführung einer Finanztransaktion-
steuer an. Gemeinsam mit anderen EU-Mitglied-
staaten will der Bund im Rahmen einer verstärkten 
Zusammenarbeit die Finanzmärkte stärker in die 
Finanzierung des Gemeinwesens einbinden.

Zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der 
COVID-19-Pandemie ist es unerlässlich, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Unterneh-
men gleichermaßen zu schützen und zu stärken. 
Durch eine faire und effektive Besteuerung kann 
auch in den nächsten Jahren sichergestellt werden, 
dass die Staaten über die nötigen Mittel verfügen. 
Jeder wirtschaftliche Akteur soll seinen angemes-
senen Beitrag zum Allgemeinwohl leisten. Unsere 
Vision von einer leistungsgerechten und transpa-
renten Besteuerung lässt sich in einer global ver-
netzten Welt am besten durch gemeinschaftliches 
Handeln erreichen.

Besteuerung der digitalisierten 
Wirtschaft

Während der COVID-19-Pandemie wurden uns die 
Vorzüge der Digitalisierung besonders vor Augen 
geführt. In der Isolation bleiben wir mit unserer Fa-
milie, Freundinnen und Freunden sowie Kollegin-
nen und Kollegen verbunden. Allerdings entstehen 
für die Wirtschaft auch zunehmend neue steuerli-
che Herausforderungen durch die Digitalisierung 
(wie z. B. der Schutz und die Sicherheit von Daten).

Herausforderungen durch die Digitalisierung

Bereits im Jahr 1923 legte der Völkerbund ei-
nen Bericht vor, der sich mit der Frage be-
fasst, welcher Staat das Recht haben soll, 
Einkünfte zu besteuern. Die internationa-
le Gemeinschaft einigte sich darauf, dass 
ein Staat diejenigen Einkünfte besteuern 
darf, die auf seinem Territorium erzielt wur-
den. Im 20. Jahrhundert war das im Grund-
satz nicht schwer zu ermitteln: Ein Unter-
nehmen musste in dem Staat, in dem es tätig 
werden wollte, physisch präsent sein. Das 
Unternehmen musste, um dort seine Pro-
dukte oder Dienstleistungen zu vermarkten, 
eine Betriebstätte haben. Digitale Unterneh-
men brauchen diese physische Präsenz nun 
nicht mehr, um in einem anderen Staat tätig 
zu werden.

Auch durch die strategische Lokalisierung 
von Kapital und immateriellen Werten (z. B. 
eigene Erfindungen, Markennamen, Verlags-
rechte) können multinationale Konzerne ihre 
Gewinne auf Niedrigsteuerländer verlagern 
und dadurch ihre Steuerlast auf ein Mini-
mum senken.

Aufgrund der fortschreitenden Verbreitung 
der Digitalisierung ist die digitale Wirtschaft 
nicht als ein eigener Sektor abgrenzbar – die 
Digitalisierung betrifft fast alle Wirtschafts-
bereiche. Das Problem der Gewinnverla-
gerung erstreckt sich daher auf zahlreiche 
Wirtschaftszweige.



Analysen und Berichte BMF-Monatsbericht 
September 2020Steuerpolitische Schwerpunkte der deutschen EU-Ratspräsidentschaft

18

Eine umfassende und nachhaltige Strategie ge-
gen die Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer 
ist unabdingbar, um eine gerechte Verteilung der 
Steuerlast weiterhin zu gewährleisten. Es gilt dabei 
der Grundsatz, dass die Besteuerung dort erfolgen 
soll, wo die Wertschöpfung stattfindet.

Die Reaktion auf die steuerlichen Herausforde-
rungen der digitalen Wirtschaft ist eine der zen-
tralen Prioritäten der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft. Deutschland ist ein multinationales 
Vorgehen wichtig, um eine Fragmentierung der in-
ternationalen Steuerlandschaft zu verhindern. Ent-
wickelte jeder Staat eine eigene Strategie zur Be-
steuerung der digitalisierten Wirtschaft, entstünde 
ein Nebeneinander von unterschiedlichen Steuern 
mit unterschiedlichen Anwendungsbereichen. Un-
ter anderem wären eine zunehmende Bürokratie-
belastung der Unternehmen, aber potenziell auch 
Besteuerungslücken im internationalen Kontext 
die Folge. Zudem wäre die Fragmentierung des 
Steuerrechts kontraproduktiv für die Stärkung des 
EU-Binnenmarkts.

Derzeit wird auf internationaler Ebene an einer 
Strategie zur Besteuerung der digitalisierten Wirt-
schaft gearbeitet. Bis Ende  2020 strebt die  G20 
eine Einigung in dem von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) geführten Verhandlungsprozess an. 
Die Diskussionen und die Arbeiten der OECD im 
Kampf gegen den unfairen Steuerwettbewerb auf 
internationaler Ebene verlaufen konstruktiv und 
dynamisch.

Die Arbeiten der OECD im Kampf gegen 
den unfairen Steuerwettbewerb

90 Jahre nachdem der Völkerbund den Be-
richt zur Vermeidung von Doppelbesteue-
rung (s. o.) vorgelegt hatte, kam die OECD 
im Auftrag der G20 zusammen, um Maß-
nahmen gegen die Gewinnverlagerung und 
den unfairen Steuerwettbewerb (Base Eros-
ion and Profit Shifting, BEPS) zu erarbeiten. 
Diese wurden 2015 veröffentlicht und ent-
halten Empfehlungen für faire Besteuerung 
und Transparenz.

Zur Fertigstellung der verbliebenen Arbeiten 
zur Digitalwirtschaft (BEPS-Aktionspunkt 1: 
„Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft“) 
arbeiten derzeit 137 Staaten im sogenann-
ten Inclusive Framework on BEPS bei der 
OECD zusammen und sind kurz davor, ei-
nen konkreten Lösungsvorschlag vorzule-
gen, der aus zwei Säulen besteht. Unter Säu-
le 1 sollen bestehende Besteuerungsrechte 
umverteilt werden (Reallokation von Besteu-
erungsrechten). Mit Säule 2 soll eine globa-
le effektive Mindestbesteuerung eingeführt 
werden. Die hierbei erzielten Ergebnisse sol-
len anschließend auch in der EU implemen-
tiert werden.

Einführung einer effektiven 
Mindestbesteuerung

Die Gewinnverlagerung in Niedrigsteuerländer 
darf sich nicht mehr „lohnen“. Durch eine globale 
effektive Mindestbesteuerung soll sichergestellt 
werden, dass jedes Unternehmen unabhängig von 
seinem Firmensitz oder seinen Betriebstätten sei-
nen fairen Beitrag zur Finanzierung des Gemein-
wohls beiträgt.
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Die Mindestbesteuerung beruht auf einem 
deutsch-französischen Vorschlag und ist Teil des 
Zwei-Säulen-Konzepts der OECD zur Besteuerung 
der digitalisierten Wirtschaft. Wird ein Gewinn im 
Ausland nicht hinreichend besteuert, dürfen Quel-
lenstaaten (also die Länder, in dem Einkommen er-
zielt werden) die Differenz zwischen dem Niedrig-
steuersatz und dem Mindeststeuersatz erheben. 
Darüber hinaus sollen Zahlungen in Niedrigsteu-
erländer nicht oder nur anteilig als Betriebsaus-
gaben abziehbar sein. Dadurch wird einerseits die 
Gewinnverlagerung weniger attraktiv und ande-
rerseits das Steueraufkommen gesichert.

Deutschland will während der EU-Ratspräsident-
schaft den Weg für eine einheitliche Umsetzung der 
effektiven Mindestbesteuerung in das EU-Steuer-
recht ebnen. Um möglichen Störungen des Binnen-
markts entgegenzuwirken, ist es dabei wichtig, die 
Auswirkungen der internationalen Entwicklungen 
für die EU zu analysieren und schließlich diese in ge-
eigneter Form in das EU-Steuerrecht zu überführen.

Bekämpfung des schädlichen 
Steuerwettbewerbs

Seit dem Jahr  1997 prüft die Gruppe Verhaltens-
kodex (Unternehmensbesteuerung) inwieweit die 
Mitgliedstaaten die Regeln zur Bekämpfung des 
schädlichen Steuerwettbewerbs einhalten. Zu-
dem führt sie seit 2017 die Liste nicht kooperativer 
Länder und Gebiete für Steuerzwecke („schwarze 
Liste“). Deshalb erstreckt sich die Aufgabe der 
Gruppe als „Watchdog“ des fairen Steuerwettbe-
werbs nicht mehr nur auf EU-Staaten, sondern 
auch auf Länder und Gebiete (sogenannte Steuer-
jurisdiktionen) außerhalb der EU.

Liste nicht kooperativer Länder und Gebie-
te für Steuerzwecke

Zweimal im Jahr überprüft die Gruppe Ver-
haltenskodex (Unternehmensbesteuerung) 
die Einhaltung der Standards für ein ver-
antwortungsvolles Handeln im Steuerbe-
reich und dokumentiert die Ergebnisse. Das 
„Naming and Shaming“ hat sich durchaus als 
wirksam erwiesen, denn seit der Veröffent-
lichung der Liste haben eine Vielzahl von 
Staaten und Gebieten steuerpolitische Maß-
nahmen ergriffen, um den internationalen 
Standards der Transparenz, für einen fairen 
Steuerwettbewerb und der Implementie-
rung von BEPS-Maßnahmen zu entsprechen.

Als weiteren Schritt haben sich die EU-Mit-
gliedstaaten im Dezember 2019 darauf ge-
einigt, ab 2021 bestimmte steuerliche 
Abwehrmaßnahen gegen gelistete Steuerge-
biete einzuführen.

Allerdings sind die im Jahr  1997 beschlossenen 
Grundsätze der Gruppe Verhaltenskodex (Unter-
nehmensbesteuerung) gegen schädlichen Steu-
erwettbewerb innerhalb der  EU noch nicht an 
die zwischenzeitlichen Entwicklungen angepasst 
worden. Insbesondere die Empfehlungen zum 
OECD-Aktionsplan gegen Gewinnverlagerung und 
unfairen Steuerwettbewerb (BEPS), die 2015 verab-
schiedet worden sind, haben die Kriterien für ver-
antwortungsvolles Handeln im Steuerbereich prä-
zisiert und geschärft. Auch beruht die Prüfung der 
Steuerjurisdiktionen nicht auf den Grundsätzen 
des Jahres 1997, sondern auf EU-Ratsschlussfolge-
rungen aus dem Jahre 2017.

Die unterschiedlichen Handlungsermächtigungen 
haben dazu geführt, dass die Maßstäbe für die Prü-
fung von steuerlichen Regelungen der EU-Mitglied-
staaten nicht deckungsgleich sind mit denen für die 
Prüfung von Drittstaaten.
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Deshalb ist es notwendig, das Mandat der Gruppe 
Verhaltenskodex (Unternehmensbesteuerung) zu 
aktualisieren, um ihre vielfältigen Aufgaben wi-
derzuspiegeln. Wichtig ist vor diesem Hintergrund 
auch, dass bei einer Neufassung des Mandats die 
aktuelle Diskussion um die Mindestbesteuerung 
entsprechend berücksichtigt wird.

Stärkung der 
Verwaltungszusammenarbeit 
durch Ausweitung 
des steuerlichen 
Informationsaustauschs

Seit 2011 gibt es die Amtshilferichtlinie für die Zu-
sammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten im 
Steuerbereich (Directive on Administrative Co-
operation, DAC). Diese wurde bereits mehrere 
Male ergänzt und erweitert. Am 15.  Juli  2020 hat 
die Kommission nun den Vorschlag zu einer wei-
teren Überarbeitung der Richtlinie vorgelegt, die 
Deutschland während seiner Präsidentschaft er-
folgreich verhandeln will.

Bei der Überarbeitung stehen zwei wesentliche 
Bausteine im Vordergrund: einerseits die Optimie-
rung bereits vorhandener Instrumente der Ver-
waltungszusammenarbeit, wozu insbesondere 
rechtliche Regelungen für gemeinsame Betriebs-
prüfungen zählen, und andererseits die Einführung 
einer Meldeverpflichtung für Unternehmen der 
Plattformökonomie mit einem flankierenden au-
tomatischen Informationsaustausch. Nicht immer 
werden steuerpflichtige Einkünfte, die über Platt-
formen erzielt werden, gegenüber Finanzbehörden 
angegeben; das Entdeckungsrisiko ist gering. Vor 
dem Hintergrund einer zunehmenden digitalen 
Transformation ganzer Wirtschaftsbereiche stellt 
dies die Steuerbehörden aller Mitgliedstaaten vor 
wachsende Herausforderungen. Deutschland setzt 
sich dafür ein, dass steuerlich relevante Informa-
tionen von den Plattformbetreibern proaktiv den 
Steuerbehörden zur Verfügung gestellt werden.

Durch eine EU-weite Zusammenarbeit können 
nicht nur Besteuerungslücken geschlossen wer-
den. Der Meldestandard dient daneben der Ver-
wirklichung des Binnenmarkts, erhält einen fairen 
Wettbewerb zwischen digitaler und traditionel-
ler Wirtschaft und reduziert den Aufwand, der für 
Plattformbetreiber und Steuerpflichtige mit der 
Meldeverpflichtung beziehungsweise der Befol-
gung steuerlicher Pflichten verbunden ist.

Finanztransaktionsteuer

Die Diskussion um die Einführung einer Fi-
nanztransaktionsteuer wird auf europäischer 
Ebene seit vielen Jahren engagiert geführt. Zehn 
EU-Mitgliedstaaten wollen im Rahmen einer ver-
stärkten Zusammenarbeit eine Steuer auf den Han-
del mit Finanzprodukten erheben.

Die verstärkte Zusammenarbeit

gemäß Art. 326 ff. des Vertrags über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union ist 
ein Verfahren, mit dem mindestens neun 
EU-Staaten eine erweiterte Integration oder 
Zusammenarbeit in einem Bereich inner-
halb der EU-Strukturen vereinbaren können, 
ohne dass sich die anderen EU-Staaten da-
ran beteiligen müssen. An der Finanztrans-
aktionsteuer arbeiten Belgien, Estland (bis 
Dezember 2015), Frankreich, Griechenland, 
Italien, Österreich, Portugal, Slowakei, Slo-
wenien, Spanien und Deutschland.

Die Idee zur Einführung einer Finanztrans
aktionsteuer auf europäischer Ebene entstand in-
folge der Finanzkrise  2008 und sollte Akteure der 
Finanzmärkte bei der Finanzierung des Gemein-
wohls stärker in die Verantwortung nehmen. Der 
ursprüngliche Vorschlag der Europäischen Kom-
mission wurde  2011 veröffentlicht. Nachdem 
sich die Mitgliedstaaten nicht einstimmig für den 
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Vorschlag ausgesprochen hatten, entschieden zu-
nächst elf Mitgliedstaaten, die Steuer im Rahmen 
einer verstärkten Zusammenarbeit weiter verhan-
deln zu wollen. Da die Diskussionen auf Basis des 
Vorschlags der EU-Kommission über viele Jahre zu 
keinem Ergebnis kamen, machte sich Deutschland 
gemeinsam mit Frankreich 2018 dafür stark, fortan 
die bereits bestehende französische Finanztrans-
aktionsteuer zum Vorbild zu nehmen. Die anderen 
Mitgliedstaaten der verstärkten Zusammenarbeit 
folgten diesem Vorschlag.

Die französische Finanztransaktionsteuer 

In Frankreich wurde 2012 eine Steuer ein-
geführt für Geschäfte mit Anteilen franzö-
sischer Firmen, die einen Börsenwert von 
mehr als 1 Mrd. € haben. Die Abgabe in Hö-
he von 0,3 % auf den gehandelten Wert wird 
bei Erwerb der Anteile erhoben. Voraus-
setzung ist, dass das Unternehmen, dessen 
Anteil gehandelt wird, seinen Hauptsitz in 
Frankreich hat.

Die Einführung einer Finanztransaktionsteuer soll 
zu einem angemessenen und gerechten Beitrag des 
Finanzsektors zur Staatsfinanzierung führen. Eine 
Besteuerung nach dem französischen Modell ist 
ein wichtiger Schritt hin zu einer fairen Besteue-
rung des Finanzsektors. Auf europäischer Ebene 
wird derzeit ein Steuersatz von nicht unter  0,2 % 
diskutiert. Gleichzeitig wird die einzuführende Fi-
nanztransaktionsteuer weder zu relevanten nega-
tiven Auswirkungen auf die Finanzstabilität führen 
noch nennenswerte negative Effekte auf die Akti-
enkultur oder das Sparverhalten mit sich bringen. 
Dies zeigen die Beispiele aus anderen Staaten, wo 
ähnliche Regelungen bereits national seit vielen 
Jahren etabliert sind.

Während der nächsten Monate strebt die deutsche 
Ratspräsidentschaft innerhalb der verstärkten Zu-
sammenarbeit eine politische Einigung an, um im 
Anschluss den gesetzgeberischen Prozess im Rat 
beginnen zu können.

Fazit

Grundlage für ein starkes Europa ist ein funktio-
nierender Binnenmarkt. Dieser braucht eine solide 
finanzielle Basis, um die notwendigen Ausgaben 
für das Gemeinwesen tragen zu können. Gleichzei-
tig basiert der Binnenmarkt auf der wirtschaftli-
chen Stärke der Unternehmen und ihrer Fähigkeit, 
sich im globalen Wettbewerb zu behaupten.

Auf europäischer Ebene wird uns die solidarische 
Zusammenarbeit und das Streben nach gemeinsa-
men Lösungen auch dabei helfen, die wirtschaftli-
chen Folgen der COVID-19-Pandemie zu überwin-
den. Ein gerechtes und modernes Steuersystem ist 
unerlässlich, um auch die zukünftigen Herausfor-
derungen zu meistern.

Deutschland will seine Präsidentschaft dazu nut-
zen, gemeinsam entschlossen an der europäischen 
Architektur für eine faire und effektive Besteue-
rung weiterzuarbeiten. Es geht um einen europä-
ischen Regelungsrahmen, der die Einnahmen si-
chert, indem er schädlichen Steuerwettbewerb 
unterbindet und die Verwaltungszusammenarbeit 
der Mitgliedstaaten weiter stärkt. Schließlich pro-
fitieren von koordinierten Lösungen sowohl die 
Steuerpflichtigen als auch die Mitgliedstaaten und 
damit das europäische Gemeinwesen.

21
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Das Europäische Semester 2020 

	● Das Europäische Semester dient der Überwachung, Koordinierung und Abstimmung der 
Haushalts-, Wirtschafts- und Reformpolitik in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(EU). Jedes Jahr analysiert die Europäische Kommission u. a. im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts und des Verfahrens zur Vermeidung und Korrektur makroökonomischer 
Ungleichgewichte eingehend die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Mitgliedstaaten, 
welche dann im Vorfeld ihrer nationalen Haushaltsverfahren politische Leitlinien und Emp-
fehlungen erhalten. 

	● Das Europäische Semester 2020 wurde maßgeblich durch den Amtsantritt der neuen Europä-
ischen Kommission und durch die COVID-19-Pandemie geprägt.

	● Die länderspezifischen Empfehlungen an die EU-Mitgliedstaaten wurden am 20. Juli 2020 
formal vom Rat der EU verabschiedet. Die Mitgliedstaaten sind nun aufgefordert, die Emp-
fehlungen bei ihren finanz- und wirtschaftspolitischen Entscheidungen zu berücksichtigen, 
insbesondere bei der Aufstellung ihrer Haushalte für das kommende Jahr.

	● Mit dem Jahreswechsel 2020/2021 wird das nächste Europäische Semester beginnen. Dann 
wird u. a. überprüft werden, ob und inwieweit die Mitgliedstaaten die länderspezifischen 
Empfehlungen aus dem Jahr 2020 umgesetzt haben.

Ziel des Europäischen 
Semesters

Das Europäische Semester soll die wirtschafts-, fi-
nanz- und beschäftigungspolitische Koordinierung 
zusammenführen und dazu beitragen, notwendige 
Reformen besser umzusetzen. Es soll helfen, die 
Konvergenz und Stabilität in der EU sicherzustellen, 
solide öffentliche Finanzen zu gewährleisten, über-
mäßige makroökonomische Ungleichgewichte in 
der EU zu verhindern, Strukturreformen zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und Wirtschaftswachstum 
zu fördern und die Strategie Europa  2020 umzu-
setzen. Regelmäßige Beobachtungen dienen dazu, 
wirtschaftliche und soziale Herausforderungen für 
die EU und den Euroraum frühzeitig zu identifizie-
ren und Fortschritte bei ihrer Bewältigung zu be-
werten. Darauf aufbauend werden Empfehlungen 
ausgesprochen, die den Mitgliedstaaten helfen sol-
len, eine nachhaltige, wachstumsorientierte Politik 
umzusetzen.

Das Europäische 
Semester 2020

Das Europäische Semester  2020 wurde von zwei 
entscheidenden Ereignissen geprägt. Am 1.  De-
zember  2019 nahm die neue Kommission un-
ter der Führung der Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen ihren Dienst auf. Das neue 
Arbeitsprogramm der Kommission war entschei-
dend für die Ausrichtung des diesjährigen Europäi-
schen Semesters. Außerdem hatte der Ausbruch der 
COVID-19-Pandemie, der zu Lockdowns in vielen 
Mitgliedstaaten führte, auch deutliche Auswirkun-
gen auf den Inhalt der länderspezifischen Empfeh-
lungen und den technischen Ablauf des Europäi-
schen Semesters 2020.
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Bedingt durch die COVID-19-Pandemie haben 
sich die finanz-, wirtschafts- und beschäftigungs-
politischen Herausforderungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten entscheidend verändert. Die Be-
richte und Empfehlungen der Kommission aus dem 
Herbst- und Winterpaket sowie die Stabilitäts- und 

Konvergenzprogramme (SKP) und Nationalen Re-
formprogramme (NRP) beruhen daher auf einer 
nicht mehr aktuellen Grundlage. Deshalb wird hier 
auf eine vertiefte Darstellung der Inhalte verzich-
tet und nur die wesentlichen Neuerungen werden 
erläutert.
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Abkürzungen:
ER = Europäischer Rat
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Das Herbstpaket

Am 17.  Dezember  2019 präsentierte die Kommis-
sion, wegen des verzögerten Amtsantritts später als 
üblich, ihr sogenanntes Herbstpaket und eröffnete 
somit das Europäische Semester 2020. Inhaltlich war 
hier bereits der neue Kurs der Kommission spürbar.

Das Herbstpaket 
enthielt u. a.
1.	 die Jährliche Strategie für nachhalti-
ges Wachstum (Annual Sustainable Growth 
Strategy, ASGS),
2.	 den Entwurf der 
Eurozonenempfehlungen 2020,
3.	 den Warnmechanismusbericht 2020 im ma-
kroökonomischen Ungleichgewichteverfahren 
(Macroeconomic Imbalance Procedure, MIP),
4.	 einen Bericht über die Binnenmarktleistung 
sowie
5.	 Stellungnahme der Kommission zu den 
Haushaltsplanungen der Mitgliedstaaten des 
Euroraums

In der Jährlichen Strategie für nachhaltiges 
Wachstum (Annual Sustainable Growth Strategy, 
ASGS) benennt die Kommission die wichtigsten fi-
nanz-, wirtschafts- und beschäftigungspolitischen 
Herausforderungen für die  EU im kommenden 
Jahr und empfiehlt Maßnahmen zu deren Bewäl-
tigung. Die neue ASGS stellt eine grundlegende 
Neuausrichtung des vorjährigen Jahreswachs-
tumsberichts dar. Die Kommission legt mit dem 
europäischen „Green Deal“ den neuen Fokus auf 
das Erreichen von Klimazielen sowie auf wettbe-
werbsfähige Nachhaltigkeit und richtet damit auch 
die bisherige Wachstumsstrategie im Europäischen 
Semester neu aus.

Langfristige Herausforderungen sollen anhand fol-
gender vier Dimensionen analysiert und bewältigt 
werden:

1.	 Ökologische Nachhaltigkeit durch sehr hohe 
Investitionen in Forschung und Innovation im 

Rahmen des Investitionsplans für ein zukunftsfä-
higes Europa

2.	 Produktivitätssteigerungen durch Innovation, 
Strukturreformen und Förderung des Binnen-
markts

3.	 Gerechtigkeit durch Fokussierung auf die euro-
päische Säule sozialer Rechte, Chancengleichheit 
und faire Arbeitsbedingungen

4.	 Makroökonomische Stabilität durch Einhaltung 
der europäischen Fiskalregeln, Vertiefung der 
Wirtschafts- und Währungsunion und Vervoll-
ständigung der europäischen Banken- und Kapi-
talmarktunion

Die bisherigen drei wirtschaftspolitischen Prioritä-
ten – Stärkung von Investitionen, Umsetzung von 
Strukturreformen und nachhaltige Finanzpolitik – 
sollen ebenfalls nach diesen Dimensionen ausge-
richtet werden.

Die Integration der UN-Nachhaltigkeitsziele (Sus-
tainable Development Goals, SDGs) in das Semes-
ter stellt einen weiteren Teil der Wachstumsstra-
tegie dar. Mittelfristig hebt die Kommission den 
Klimawandel, das geringe Produktivitätswachstum 
und den demografischen Wandel als primäre Her-
ausforderungen hervor.

Neu im Herbstpaket war der Binnenmarktbericht, 
der nun regelmäßig enthalten sein soll. Darin be-
wertete die Kommission die Entwicklung der Real-
wirtschaft und benannte Bereiche, in denen durch 
(Struktur-)Reformen eine weitere Vertiefung des 
Binnenmarkts bewirkt werden könne, wie z. B.

	● in den Gütermärkten durch verbesserte Einhal-
tung der Binnenmarktvorschriften und Über-
wachung der Umsetzung,

	● in den Dienstleistungsmärkten durch Beseiti-
gung ungerechtfertigter oder unverhältnismä-
ßiger regulatorischer Beschränkungen,
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	● in der Stärkung des Wettbewerbs z. B. bei der 
Nutzung von Infrastrukturen, die von (staat-
lichen) etablierten Unternehmen dominiert 
werden, durch moderne Wettbewerbsregeln 
und ihrer wirksamen Durchsetzung auf EU- 
und nationaler Ebene,

	● im öffentlichen Auftragswesen sowie den Ener-
giemärkten durch Beseitigung von Zugangsbar-
rieren bei der Stromerzeugung und von unter-
schiedlichen Regeln im Stromhandel und der 
Kreislaufwirtschaft, z. B. durch Schaffung eines 
harmonisierten Rahmens für Abfallendstoffe.

Die Kommission betonte die Bedeutung von Struk-
turreformen auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
für einen funktionierenden Binnenmarkt. Es gebe 
in den genannten Bereichen erhebliche Verbesse-
rungsmöglichkeiten und das Europäische Semester 
biete den richtigen Rahmen, um diese Reformen zu 
fördern.

Im Warnmechanismusbericht  2020 benannte die 
Kommission Mitgliedstaaten, die von makroöko-
nomischen Ungleichgewichten betroffen sein 
könnten, welche die Stabilität der eigenen Wirt-
schaft, des Euroraums und/oder der EU als Ganzes 
gefährden oder gefährden könnten. Diese Mitglied-
staaten sollen deshalb einer vertieften/eingehen-
den Überprüfung unterzogen werden. Dies betraf 
dieselben 13  Mitgliedstaaten wie schon im vor-
angegangenen Jahr: Bulgarien, Kroatien, Zypern, 
Griechenland, Frankreich, Deutschland, Irland, Ita-
lien, die Niederlande, Portugal, Spanien, Rumä-
nien und Schweden. Vor allem die vertiefte Über-
prüfung Bulgariens und Kroatiens war von großer 
Bedeutung, da beide Mitgliedstaaten die Teilnahme 
am Wechselkursmechanismus II als Voraussetzung 
der Mitgliedschaft im Euroraum vorbereitet hat-
ten und zwischenzeitlich vollzogen haben. Den An-
lass für die erneute Aufnahme Deutschlands in den 
Kreis der näher zu untersuchenden Mitgliedstaaten 
gab wieder der hohe Leistungsbilanzüberschuss.

Das Herbstpaket enthielt auch Vorschläge der Kom-
mission für Eurozonenempfehlungen des Rats. 

Darin forderte die Kommission allgemein weitere 
Strukturreformen auf den Produkt- und Arbeits-
märkten, eine Vertiefung des Binnenmarkts, wei-
tere Maßnahmen gegen Steuergestaltungsmodelle 
und die Weiterentwicklung der Wirtschafts- und 
Währungsunion. Nachdem die Eurozonenemp-
fehlungen in den entsprechenden Gremien disku-
tiert worden waren, hatte der Europäische Rat diese 
aufgrund der COVID-19-Pandemie erst verspätet 
auf seiner Sondersitzung vom 17. bis 18.  Juli 2020 
gebilligt.

Der Fiskalteil des Herbstpakets wurde diesmal 
schon einen Monat früher, und zwar am 20.  No-
vember 2019 veröffentlicht. In ihren Stellungnah-
men zu den Haushaltsplänen der Mitgliedstaaten 
des Euroraums bewertet die Kommission regelmä-
ßig die Übersichten über die Haushaltsplanung im 
Hinblick auf die Erfüllung der Vorgaben des Stabi-
litäts- und Wachstumspakts (SWP). Der SWP ist ein 
regelbasierter Rahmen für die Koordinierung und 
Überwachung der nationalen Finanzpolitiken in 
der EU. Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass

1.	 Deutschland, Irland, Griechenland, Zypern, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Österreich und die 
Niederlande die Vorgaben des SWP für 2020 
vollumfänglich erfüllen,

2.	 Estland und Lettland den SWP weitgehend 
einhalten,

3.	 bei Belgien, Spanien, Frankreich, Italien, Por-
tugal, Slowenien, der Slowakei und Finnland das 
Risiko der Nichteinhaltung des SWP besteht. Diese 
Länder sollten Anpassungen an ihren Haushalts-
plänen vornehmen, um eine Einhaltung des SWP 
sicherzustellen.

Zudem hatte die Kommission für Ungarn und Ru-
mänien Verfahrensschritte im SWP vorgeschlagen, 
weil beide Mitgliedstaaten auf die Ratsempfehlung 
vom 14.  Juni 2019 hin keine wirksamen Maßnah-
men getroffen hatten. Der ECOFIN folgte dem Vor-
schlag der Kommission und fasste am 5. Dezember 
2019 für jedes Land zwei Beschlüsse:
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1.	 Feststellung, dass Rumänien beziehungsweise 
Ungarn keine wirksamen Maßnahmen ergriffen hat

2.	 Empfehlung, dass die nominale Wachstumsrate 
der gesamtstaatlichen Nettoprimärausgaben im 
Jahr 2020 4,4 % beziehungsweise 4,7 % nicht über-
schreitet, was einer jährlichen Strukturanpassung 
von 1 % beziehungsweise 0,75 % des BIP entspricht 
und Vorlage eines Berichts bis zum 15. April 2020 
über die Maßnahmen, die als Reaktion auf diese 
Empfehlung ergriffen wurden

Da es sich um den präventiven Arm des SWP han-
delt und beide Mitgliedstaaten nicht Teil des Euro-
raums sind, sind Sanktionen nicht vorgesehen.

Das Winterpaket der Europäischen 
Kommission

Am 26.  Februar  2020 legte die Kommission ihre 
Länderberichte vor. Sie enthalten Analysen der Fi-
nanz-, Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik in 
den einzelnen Mitgliedstaaten und geben einen 
Überblick über die Fortschritte bei der Umsetzung 
der länderspezifischen Empfehlungen und der Eu-
ropäischen Säule sozialer Rechte sowie die Errei-
chung der Europa-2020-Ziele. Im Einklang mit der 
neuen Kommissionsagenda setzten die diesjähri-
gen Länderberichte einen neuen Schwerpunkt auf 
ökologische Nachhaltigkeit. Reformprioritäten in 
diesem Bereich wurden erstmals in einem geson-
derten Kapitel dargelegt. Eine weitere wesentliche 
Neuerung war, dass erstmals die 17  SDGs syste-
matisch für alle Mitgliedstaaten in einem weiteren 
Anhang anhand verschiedener Indikatoren er-
fasst wurden. Die SDGs gehen weit über den wirt-
schafts-, finanz- und beschäftigungspolitischen 
Fokus des Europäischen Semesters hinaus und um-
fassen u. a. auch Bereiche wie Armut, Geschlechter-
gerechtigkeit, Wasserqualität, Ungleichheit, Abfall-
management, Klima, Fischerei, Biodiversität oder 
Justizsystem. Im Hinblick auf eine mögliche Über-
frachtung des Europäischen Semesters begrüßte 
die Bundesregierung, dass sich die Einbindung der 
SDGs in das  Europäische Semester nach Ansicht 

der Kommission auf deren makroökonomische Di-
mension konzentrieren solle.

Die Länderberichte der Mitgliedstaaten, die im 
Warnmechanismusbericht  2020 identifiziert wor-
den waren, enthielten zudem vertiefte Analysen 
über die Existenz und Natur von makroökonomi-
schen Ungleichgewichten. Ergeben diese, dass tat-
sächlich ein schädliches Ungleichgewicht besteht 
beziehungsweise unmittelbar droht, erhalten die 
betroffenen Mitgliedstaaten eine Empfehlung, die-
ser Entwicklung entgegenzuwirken.

Ergebnisse der vertieften Analysen im 
MIP:

	● Bulgarien weist keine Ungleichgewichte 
mehr auf.

	● Deutschland, die Niederlande, Irland, Spa-
nien, Frankreich, Portugal, Kroatien und 
Rumänien weisen Ungleichgewichte auf.

	● Griechenland, Zypern und Italien weisen 
übermäßige Ungleichgewichte auf. 
Die Kommission schlug auch in diesem 
Jahr für keines der Länder vor, den kor-
rektiven Arm des MIP zu aktivieren.

Die Einstufung Deutschlands erfolgte wie in den 
Vorjahren auf Basis des hohen deutschen Leistungs-
bilanzüberschusses. Nach Auffassung der Kommis-
sion reflektiert der Leistungsbilanzüberschuss nicht 
nur die hohe Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft, sondern auch übermäßiges Sparen ei-
nerseits und eine schwache Investitionstätigkeit 
andererseits. Die Kommission würdigte die bishe-
rigen Maßnahmen Deutschlands, sowohl im Hin-
blick auf die Empfehlung zur Stärkung der öffent-
lichen Investitionen als auch die Empfehlung zur 
Reduzierung der Steuer- und Abgabenlast. Sie sah 
aber weiterhin Handlungsbedarf insbesondere im 
Bereich der öffentlichen und privaten Investitio-
nen. Angesichts günstiger Finanzierungsbedingun-
gen, des bestehenden Investitionsbedarfs und der 
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finanzpolitischen Spielräume seien hier stärkere An-
strengungen erforderlich.

Vorlage der Stabilitäts- und 
Konvergenzprogramme und der 
Nationalen Reformprogramme

Bis Ende April  2020 hatten die Mitgliedstaaten des 
Euroraums ihre Stabilitätsprogramme, die übrigen 
EU-Mitgliedstaaten ihre SKP und sämtliche Mit-
gliedstaaten ihre NRP vorzulegen. In den SKP le-
gen die Mitgliedstaaten ihre finanzpolitische Stra-
tegie dar, um tragfähige öffentliche Finanzen zu 
erreichen. In ihren NRP nehmen die Mitgliedstaa-
ten zu den Herausforderungen Stellung, welche 
die Kommission in ihren Länderberichten iden-
tifiziert hat. Insbesondere legen die Mitgliedstaa-
ten ihre Maßnahmen zur Umsetzung der länder-
spezifischen Empfehlungen des Vorjahres und zur 
Verwirklichung der Ziele der Europa-2020-Strate-
gie dar. Der ECOFIN verständigte sich aufgrund der 
COVID-19-Pandemie und der damit verbundenen 
großen Unsicherheit hinsichtlich der sozioökono-
mischen Folgen in seiner Sitzung vom 16. April 2020 
darauf, die Informationspflichten für den diesjähri-
gen Semesterzyklus zu vereinfachen. Damit soll an 
den wichtigsten Meilensteinen des Europäischen Se-
mesters festgehalten, gleichzeitig aber auch berück-
sichtigt werden, dass die Mitgliedstaaten vor großen 
Herausforderungen stehen. Insbesondere soll es ei-
nen gestrafften Ansatz für die Vorlage der NRP und 
SKP durch die Mitgliedstaaten geben. Die Informa-
tionen aus den von den Mitgliedstaaten übermittel-
ten nationalen SKP sind daher im Rückblick zu den 
Vorjahren nur begrenzt aussagekräftig.

Das Frühjahrspaket der 
Europäischen Kommission

Am 20.  Mai  2020 erschien das Frühjahrspaket der 
Kommission. Es bestand aus den Vorschlägen für 
länderspezifische Empfehlungen sowie aus Vor-
schlägen für weitere Verfahrensschritte im Bereich 
des SWP.

Bei den länderspezifischen Empfehlungen handelt 
es sich um spezifische Leitvorgaben, wie die ein-
zelnen Mitgliedstaaten Beschäftigung, Wachstum 
und Investitionen fördern können, ohne die Solidi-
tät ihrer öffentlichen Finanzen zu beeinträchtigen. 
Die Empfehlungen stützen sich normalerweise auf 
die ASGS, die Länderberichte, eine eingehende Be-
wertung der SKP und NRP sowie die Ergebnisse 
des Dialogs mit den Mitgliedstaaten. Dort konn-
ten jedoch die aktuellen Entwicklungen durch die 
COVID-19-Pandemie nicht berücksichtigt wer-
den. Die Kommission und die Mitgliedstaaten ei-
nigten sich daher darauf, dass sich die diesjährigen 
länderspezifischen Empfehlungen auf kurzfristige 
Ad-hoc-Maßnahmen zur Überwindung der Krise 
und mittelfristige Maßnahmen zur Unterstützung 
der wirtschaftlichen Erholung konzentrieren. Das 
Semester dient in diesem Jahr somit kurzfristig als 
Instrument zur Bewertung und Koordinierung der 
Krisenmaßnahmen.

Der Fokus der kurzfristigen Maßnahmen lag insbe-
sondere auf den folgenden Bereichen:

1.	 Investitionen in die Gesundheitssysteme, um 
diese krisenbeständiger und effizienter zu machen,

2.	 Erhaltung von Arbeitsplätzen, Unterstützung 
der Beschäftigten, auch unter Berücksichtigung 
der sozialen Auswirkungen,

3.	 Unternehmensunterstützung,

4.	 Sicherung der Liquidität des Finanzsektors und

5.	 Binnenmarktaspekte.
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In der mittleren Frist wurden besonders Maßnah-
men zur grünen und digitalen Transformation in 
den Empfehlungen an die Mitgliedstaaten adressiert.

Die Empfehlungen weisen außerdem krisenbe-
dingt verstärkt horizontale Elemente auf. Die haus-
haltspolitische Empfehlung z.  B. beschränkte sich 
wegen der allgemeinen Ausweichklausel und der 
bestehenden Unsicherheiten für alle Mitgliedstaa-
ten auf folgende identische Formulierung: „Der Rat 
der Europäischen Union empfiehlt, dass im Ein-
klang mit der allgemeinen Ausweichklausel des 
SWP alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden, um die COVID-19-Pandemie wirksam zu 
bekämpfen, die Wirtschaft zu stützen und die dar-
auffolgende Erholung zu fördern. Sobald die wirt-
schaftlichen Bedingungen es zulassen, wird eine 
Haushaltspolitik verfolgt, die darauf abzielt, mittel-
fristig eine vorsichtige Haushaltslage zu erreichen 
und die Schuldentragfähigkeit zu gewährleisten. 
Gleichzeitig werden die Investitionen erhöht.“

Die allgemeine Ausweichklausel 
versetzt die Mitgliedstaaten in die Lage, 
im Rahmen der präventiven und korrekti-
ven Verfahren des SWP haushaltspolitische 
Maßnahmen zu ergreifen, die es ermögli-
chen, einer Krisensituation angemessen zu 
begegnen. Im Zusammenhang mit der prä-
ventiven Komponente in Art. 5 Abs. 1 und 
Art. 9 Abs. 1 der Verordnung (EG) 1466/97 
heißt es: „[...] bei einem schweren Konjunk-
turabschwung im Euro-Währungsgebiet 
oder in der Union insgesamt kann den Mit-
gliedstaaten gestattet werden, vorüberge-
hend von dem Anpassungspfad in Richtung 
auf das mittelfristige Haushaltsziel [...] abzu-
weichen, vorausgesetzt, dies gefährdet nicht 
die mittelfristige Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen“. Im Hinblick auf die kor-
rektive Komponente ist festgelegt, dass der 
Rat im Falle eines schweren Konjunkturab-
schwungs im Euro-Währungsgebiet oder in 
der EU insgesamt auf Empfehlung der Kom-
mission beschließen kann, einen überarbei-
teten haushaltspolitischen Kurs festzulegen.

Dies war unter den aktuellen Gegebenheiten im 
Bereich der Fiskalpolitik sinnvoll; es muss jedoch 
darauf geachtet werden, dass dieser Krisenmodus 
nur temporär bleibt und die kommenden länder-
spezifischen Empfehlungen wieder verstärkt län-
derspezifisch ausgerichtet werden. Auch die mittel- 
bis langfristigen strukturellen Herausforderungen 
sollen wieder stärker in den Fokus rücken.

Hervorzuheben ist, dass die Empfehlungen auch 
weiterhin viele wichtige Bereiche aus den Vorjah-
ren adressieren. So thematisierte die Kommission 
auch in diesem Jahr die Bekämpfung der aggressi-
ven Steuerplanung und schlug für die betroffenen 
Länder (u. a. die Niederlande, Malta, Irland, Zypern 
und Luxemburg) entsprechende Empfehlungen 
vor. Auch die Überwachung und Durchsetzung von 
Vorkehrungen zur Geldwäschebekämpfung blieb 
in einer Reihe von Mitgliedstaaten ein Thema (u. a. 
Bulgarien, Schweden, Dänemark, Finnland, Est-
land, Slowakei, Lettland, Malta). Für einige Mit-
gliedstaaten (insbesondere Polen und Ungarn) the-
matisierte die Kommission auch Entwicklungen 
bei der Unabhängigkeit der Justiz und der Rechts-
staatlichkeit und setzte diese in Verbindung zu den 
wirtschaftlichen Herausforderungen. Zudem hielt 
die Kommission fest, dass auch nicht mehr auf-
geführte Empfehlungen aus dem Vorjahr zur Be-
wältigung mittel- bis langfristiger struktureller 
Herausforderung weiterhin relevant bleiben und 
überwacht werden. Die Reform- und Investitions-
prioritäten sind auch vor dem Hintergrund der von 
der Kommission vorgeschlagenen und inzwischen 
vom Europäischen Rat gebilligten Aufbau- und Re-
silienzfazilität (Recovery and Resilience Facility, 
RRF) bedeutsam, die eine Anknüpfung an den Se-
mesterprozess und die länderspezifischen Empfeh-
lungen vorsieht. Demzufolge ist es wichtig, dass die 
länderspezifischen Empfehlungen 2019 nicht weg-
fallen, da viele der dort benannten strukturellen 
Herausforderungen weiterhin relevant bleiben.

Der Kommissionsvorschlag für Deutschland 
enthielt in diesem Jahr zwei Empfehlungen. Diese 
betreffen u.  a. die Bereiche wirksame Pandemie-
bekämpfung, wirtschaftliche Stabilisierung, mit-
telfristige Ausrichtung der Haushaltspolitik sowie 
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das Vorziehen und die Stärkung öffentlicher und 
privater Investitionen. Die Empfehlung zur Er-
greifung aller notwendigen Maßnahmen zur Pan-
demie-Bekämpfung und zur Unterstützung der 
Wirtschaft bildet einen Schwerpunkt der diesjäh-
rigen länderspezifischen Empfehlungen und steht 
im Einklang mit der Strategie der Bundesregie-
rung. Mit Blick auf die Unterstützung des Gesund-
heitssystems sollten ausreichend Mittel mobilisiert 
und die Resilienz gestärkt werden. Die Kommis-
sion empfahl auch, durchführungsreife öffentli-
che Investitionsprojekte vorzuziehen und private 
Investitionen zu unterstützen, um die wirtschaftli-
che Erholung zu fördern. Die besonders zu berück-
sichtigenden Investitionsbereiche entsprachen da-
bei der Empfehlung aus dem vergangenen Jahr; 
hinzugekommen sind die digitalen Kompetenzen. 
Neu aufgenommen wurde auch die Empfehlung, 
die digitale Verwaltungsleistung auf allen Ebenen 
zu verbessern und die Digitalisierung kleiner und 
mittlerer Unternehmen zu fördern sowie den Ver-
waltungs- und Bürokratieaufwand für Unterneh-
men zu verringern.

Nach einer eingehenden Analyse- und Konsulta-
tionsphase billigte der Rat „Beschäftigung, Sozial-
politik, Gesundheit und Verbraucherschutz“ am 
15. Juni 2020 den Teil zu den beschäftigungs- und 
sozialpolitischen Aspekten und der Rat „Wirtschaft 
und Finanzen“ (ECOFIN) am 19. Juni 2020 den Teil 
zu den wirtschaftlichen/finanziellen und MIP-be-
zogenen Aspekten der länderspezifischen Empfeh-
lungen im schriftlichen Verfahren. Polen hatte eine 
Protokollerklärung abgegeben, dass es sich bei der 
Abstimmung über die Billigung des Teils zu den 
wirtschaftlichen/finanziellen und MIP-bezoge-
nen Aspekten der Empfehlungen der Stimme ent-
halten wolle, da es den Teil der länderspezifischen 
Empfehlung nicht unterstütze, wonach empfohlen 
wird, das Investitionsklima, insbesondere durch 
den Schutz der Unabhängigkeit der Justiz, zu ver-
bessern. Nach der Auffassung Polens gibt es keine 
Nachweise dafür, dass sich die Änderungen im Jus-
tizsystem nachteilig auf das Investitionsklima in 
Polen ausgewirkt haben. Am 17.  Juli 2020 wurden 
die Texte dann dem Europäischen Rat zur Billi-
gung vorgelegt und am 20.  Juli  2020 vom Rat der 

Europäischen Union endgültig verabschiedet. Da-
mit beginnt die Implementierungsphase der neu 
ausgesprochenen Empfehlungen. Alle Länder sind 
nun gefordert, die Empfehlungen aufzugreifen und 
in ihre nationale Reformagenda aufzunehmen. Die 
Regierungen der Mitgliedstaaten entscheiden da-
bei selbst, welche Maßnahmen sie zur Umsetzung 
der länderspezifischen Empfehlungen treffen.

Das Frühjahrspaket enthielt auch Vorschläge der 
Kommission im Rahmen der haushaltspolitischen 
Überwachung. Aufgrund der COVID-19-Pande-
mie hatte die Kommission am 20. März 2020 in der 
„Mitteilung über die Aktivierung der allgemeinen 
Ausweichklausel des SWP“ erklärt, dass angesichts 
des erwarteten schweren Konjunkturabschwungs 
die Voraussetzungen für die Aktivierung der all-
gemeinen Ausweichklausel eingetreten seien. Der 
ECOFIN-Rat stimmte am 23. März 2020 der Kom-
mission zu.

Die Kommission hatte Berichte nach 
Art. 126  (3) AEUV als ersten Schritt zur Eröffnung 
eines Defizitverfahrens für fast alle Mitgliedstaa-
ten erstellt – außer für Rumänien, das sich bereits 
in einem Defizitverfahren befand. Sie kam bei fast 
allen Mitgliedstaaten zum Schluss, dass das Defizit-
kriterium (Drei-Prozent-Grenze) verletzt war. Bei 
Frankreich, Spanien und Belgien sah die Kommis-
sion auch das Schuldenkriterium (Schuldenstands-
quote unter 60 % des BIP) als verletzt an. Lediglich 
bei Bulgarien kam sie zum Schluss, dass die Vorga-
ben des korrektiven Arms für Defizit und Schul-
denstand eingehalten wurden. Die Eröffnung von 
Defizitverfahren schlug die Kommission jedoch 
nicht vor. Die Unsicherheit sei zu groß, um die 
dann zu beschließenden Korrekturpfade für das 
Defizit glaubwürdig festzulegen. Sie kündigte eine 
erneute Prüfung im Herbst im Kontext der Haus-
haltspläne 2021 an.

Fortentwicklung und Ausblick

Es ist ein wichtiges Anliegen der Bundesre-
gierung, das Europäische Semester als zentra-
les Instrument der finanz-, wirtschafts- und 
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beschäftigungspolitischen Koordinierung auf eu-
ropäischer Ebene kontinuierlich weiterzuentwi-
ckeln und zu stärken. Die Äußerungen der neuen 
Präsidentin der Kommission zeigen, dass der Se-
mesterprozess zunehmend an Bedeutung gewinnt 
und das Bestreben besteht, neue Politikfelder in 
das Europäische Semester zu integrieren. Dabei ist 
es wichtig, den Prozess nicht zu überfrachten und 
dadurch womöglich die finanz-, wirtschafts- und 
beschäftigungspolitische Koordinierung zu schwä-
chen. Die Aufnahme neuer Politikfelder erfordert 
zwingend eine künftige weitere Straffung und Stär-
kung des Prozesses.

Eine aktuelle Herausforderung besteht derzeit 
in der effektiven Integration des Kriseninstru-
ments der RRF in das  Europäische Semester. Am 
28.  Mai  2020 legte die Kommission den Verord-
nungsvorschlag  (2020/0104) für die RRF vor, um 
einen koordinierten Ansatz zur Überwindung der 
COVID-19-Krise im Rahmen einer europäischen 
Recovery-Strategie zu unterstützen und so zu 
nachhaltigem und inklusiven Wachstum zurück-
zukehren. Eine Verständigung zu wesentlichen 
Eckpunkten der RRF gab es auf dem Sondergipfel 
des Europäischen Rats vom 17. bis 21. Juli 2020. Da-
nach soll die RRF 672,5 Mrd. € (davon 312,5 Mrd. € 
Zuschüsse und 360  Mrd. € Kredite) der insgesamt 
750  Mrd. € (2018er Preise) aus dem Recovery-Ins-
trument „Next Generation  EU“ verausgaben und 

ist damit das zentrale Instrument auf der Ausga-
benseite des Pakets. Sie soll die Mitgliedstaaten fi-
nanziell bei der Umsetzung von Reformen und 
Investitionen unterstützen, die insbesondere Emp-
fehlungen des Europäischen Semesters adressieren, 
das Potenzialwachstum und die Widerstandsfähig-
keit in den Mitgliedstaaten stärken, Arbeitsplätze 
schaffen sowie die ökologische und digitale Trans-
formation befördern.

Mit dem Koalitionsbeschluss vom 25. August 2020 
wurde festgelegt, dass Deutschland die zu erwar-
tenden EU-Mittel aus der RRF für vom Bund zu fi-
nanzierende Vorhaben des Konjunktur- und Zu-
kunftspaketes einsetzen wird. Ferner soll aus diesen 
Mitteln eine digitale Bildungsoffensive finanziert 
werden. Ein Vorschlag für den entsprechenden 
Aufbauplan wird derzeit durch das BMF in Zusam-
menarbeit mit dem Bundeskanzleramt vorbereitet. 
Da der Verordnungsvorschlag zur RRF derzeit noch 
verhandelt wird, lassen sich noch keine Aussagen 
dazu treffen, in welcher Form die RRF in das Euro-
päische Semester integriert werden wird. Klar hin-
gegen ist auf jeden Fall, dass der Prozess des Euro-
päischen Semesters über den gesamten Zeitraum 
durch die RRF verändert werden wird. Hierbei ist 
es auch entscheidend, die Chance zu nutzen, den 
Prozess des Europäischen Semesters straffer und 
schlagkräftiger zu gestalten.
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Ein Jahr Wohnungsfürsorge im BMF

	● Seit dem 1. September 2019 ist das BMF zuständig für den Aufgabenbereich der Wohnungs-
fürsorge des Bundes.

	● Was seitdem passiert ist, zeigt die in diesem Bericht ausgeführte wohnungspolitische Einord-
nung, aktuelle Bestandsaufnahme und erste Zwischenbilanz nach einem Jahr. 

Einleitung

Angesichts hoher und steigender Mieten insbeson-
dere in stark nachgefragten Großstädten und Bal-
lungsräumen, damit einhergehender Verdrängung 
(Gentrifizierung) und in der Folge sich verändern-
den Städten und Stadtvierteln besteht quer durch 
das Parteienspektrum und auf allen politischen 
Ebenen Einigkeit: Beim Thema „Wohnen“ handelt 
es sich um eine der drängendsten sozialen Fragen 
unserer Zeit.

Um hierauf eine adäquate Antwort geben zu kön-
nen, gründete sich bereits im Jahr  2014 das bis 
heute fortbestehende „Bündnis für bezahlbares 
Wohnen und Bauen“ zwischen dem seinerzeitigen 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit, der Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft, der Bundesvereinigung der kom-
munalen Spitzenverbände, dem Mieterbund sowie 
der Bauwirtschaft. Gemeinsames Ziel der Bünd-
nispartner war und ist es, die Voraussetzungen 
für den Bau und die Modernisierung von Wohn-
raum in guter Qualität, vorzugsweise im bezahl-
baren Mietsegment, zu verbessern und wirkungs-
voll zu einem besseren Angebot in den Gebieten 
mit Wohnraummangel beizutragen. Das von dem 
Bündnis im Jahr  2015 vorgelegte 10-Punkte-Pro-
gramm zur Wohnungsbau-Offensive sollte we-
sentlich dazu beitragen, die Rahmenbedingungen 
für den Bau bezahlbarer Wohnungen in Deutsch-
land zu verbessern.

10-Punkte-Programm zur 
Wohnungsbau-Offensive: 

1.	 Bauland bereitstellen und Grundstücke 
der öffentlichen Hand verbilligt und nach Kon-
zeptqualität vergeben

2.	 Wohnsiedlungen nachverdichten, Brach-
flächen und Baulücken schließen

3.	 Soziale Wohnraumförderung und genos-
senschaftliches Wohnen stärken

4.	 Zielgenaue steuerliche Anreize für mehr 
bezahlbaren Wohnraum schaffen

5.	 Übernahme einer einheitlichen Muster-
bauordnung in den Ländern anstreben

6.	 Normungswesen auf den Prüfstand stellen

7.	 Serielles Bauen für ansprechenden und 
günstigen Wohnraum forcieren

8.	 Stellplatzverordnungen flexibilisieren

9.	 Energie-Einsparverordnung und Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz strukturell neu 
konzipieren

10.	 Gemeinsam für mehr Akzeptanz in der Be-
völkerung für Neubauvorhaben werben

Nachdem sich die Anspannung auf den Wohnungs-
märkten insbesondere in den Ballungsräumen in 
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den Folgejahren verfestigt hatte, beschlossen Bund, 
Länder und Kommunen auf dem Wohngipfel am 
21. September 2018 eine umfassende Wohnraumof-
fensive. So sollte das im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD für die 19. Legislaturperiode ver-
einbarte Ziel der Schaffung von 1,5 Mio. neuen und 
vor allem bezahlbaren Wohnungen umgesetzt wer-
den. In diesem Kontext bestand bei den Gipfelteil-
nehmerinnen und -teilnehmern Einvernehmen da-
rüber, die Wohnungsfürsorge des Bundes gleichfalls 
zu stärken: „Aufgrund des hohen Bedarfs an bezahl-
baren Wohnungen für seine Bediensteten, insbe-
sondere für Sicherheitskräfte, wird der Bund neben 

dem Erwerb von Belegungsrechten auch wieder 
selbst als Bauherr auftreten. Das BMF wird die Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben (BImA), die die 
Aufgaben der Wohnungsfürsorge für Bundesbe-
dienstete operativ wahrnimmt, beauftragen, auch 
selbst neue Wohnungen zu errichten.“

Dadurch soll gewährleistet werden, dass Bundesbe-
diensteten – vorzugsweise denen mit unteren und 
mittleren Einkommen sowie insbesondere in Re-
gionen und Großstädten mit angespannter Woh-
nungsmarktsituation  – erschwinglicher Wohn-
raum zur Verfügung gestellt werden kann.

Wohnungsfürsorge des Bundes

Gegenstand der Wohnungsfürsorge des Bundes ist es, seinen Bediensteten am Dienstort oder in 
dessen Einzugsbereich angemessenen, bezahlbaren und bei Bedarf barrierearmen beziehungsweise 
barrierefreien Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Dies gilt insbesondere auch für wirtschaftsstarke 
Regionen und Großstädte mit angespannter Wohnungsmarktsituation. Grundsätzliche Prämisse 
hierbei ist es, dass die wohnungssuchenden Bundesbediensteten wegen der Situation des örtlichen 
beziehungsweise regionalen Mietwohnungsmarkts Schwierigkeiten haben, sich eigenständig mit 
angemessenem, bezahlbarem und bei Bedarf barrierearmem beziehungsweise barrierefreiem 
Wohnraum zu versorgen. Vor diesem Hintergrund trägt die Wohnungsfürsorge des Bundes dazu bei,

	● den Bediensteten durch eine möglichst dienstortnahe Unterbringung zu helfen, Familie und 
Beruf besser zu vereinbaren und ihnen zeit- und ressourcenintensives Pendeln zu ersparen,

	● die Attraktivität des Bundes als Arbeitgeber zu fördern,

	● bei den von Versetzungen an einen anderen Dienstort betroffenen Bundesbediensteten die 
Akzeptanz solcher Maßnahmen zu heben und zudem Auszubildenden aus anderen Regionen 
den Antritt der Ausbildung am Ort der Einstellungsbehörde zu erleichtern,

	● der Personalfluktuation entgegenzuwirken und die Personalgewinnung zu begünstigen,

	● Personalengpässe zu vermeiden und insoweit die Funktionsfähigkeit von Bundeseinrichtungen 
zu gewährleisten,

	● dass in Anbetracht des demografischen Wandels erforderliche organisatorische und damit ver-
bundene personalwirtschaftliche Reformen von den Ressorts und den Geschäftsbereichsbehör-
den bewältigt werden können.

Ein Rechtsanspruch auf die Versorgung mit Wohnraum besteht nicht. Die operative Durchführung 
der Aufgabe „Wohnungsfürsorge“ wird durch die BImA eigenverantwortlich wahrgenommen.
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Ein Jahr Wohnungsfürsorge im BMF

Zuständigkeitswechsel zum 
1. September 2019

Im Nachgang zu den Beschlüssen des Wohngipfels 
hat das BMF zum 1. September 2019 die Zuständig-
keit für den Aufgabenbereich der Wohnungsfür-
sorge des Bundes, insbesondere die diesbezügliche 
Rechts- und Fachaufsicht über die BImA, vom Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat 
(BMI) übernommen. Die damit verbundenen Ar-
beiten werden von dem neu in der Abteilung VIII 
„Beteiligungen, Bundesimmobilien und Privatisie-
rungen“ eingerichteten Referat  VIII  A  5 wahrge-
nommen. Wesentliche Gründe für den Aufgaben-
übergang sind die folgenden:

1.	 In Anbetracht der Dringlichkeit der Aufgabe, 
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, vermeidet die 
rechts- und fachaufsichtliche Konzentration und 
Bündelung ineffiziente Schnittstellen, vermindert 
zeitintensive Abstimmungen und gewährleistet 
zugleich das vom Gesetz über die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben verfolgte Ziel der „ein-
heitlichen Verwaltung des Liegenschaftsvermö-
gens des Bundes“.

2.	 Der Zuständigkeitswechsel fördert und realisiert 
zudem die gesetzliche Intention des Regelfalls der 
Rechts- und Fachaufsicht über die BImA durch das 
BMF.

3.	 Die veränderte Zuständigkeit spiegelt schließ-
lich die vor allem dem BMF öffentlich und damit 
auch politisch zugeordnete Thematik des „Woh-
nungsneubaus des Bundes“ einschließlich des As-
pekts der bezahlbaren Mieten wider und vollzieht 
diese organisatorisch nach.

Im Sinne der verabredeten Stärkung der Woh-
nungsfürsorge des Bundes gehörten zu den vor-
dringlichsten Arbeiten, die im BMF unmittelbar 
nach dem Zuständigkeitsübergang in Angriff ge-
nommen worden waren, eine grundlegende kon-
zeptionelle Überarbeitung der Wohnungsfürsorge 
sowie die Durchführung einer Bedarfsabfrage bei 
allen Ressorts. Damit sollte insbesondere der kon-
krete, am jeweiligen Standort bestehende Woh-
nungsfürsorgebedarf einschließlich der vor-
aussichtlich benötigten Wohnungsgrößen und 
sonstigen Wohnungsqualitäten ermittelt werden. 

Allgemeine Grundsätze der 
Wohnungsfürsorge des Bundes

An der Entwicklung der seit März 2020 geltenden 
neuen „Allgemeinen Grundsätze der Wohnungs-
fürsorge des Bundes“ (im Folgenden: „Grundsätze“) 
waren alle Ressorts, der Bundesrechnungshof und 
die BImA beteiligt. Ziel der „Grundsätze“ ist ein 
praxistaugliches, transparentes und zukunftsfähi-
ges Regelwerk zur Unterstützung der operativen 
Aufgabenwahrnehmung der BImA im vornehm-
lichen Interesse der Wohnungsfürsorgeberechtig-
ten. Die „Grundsätze“ definieren den Gegenstand 
der Wohnungsfürsorge, befassen sich mit der Er-
mittlung und Deckung des Wohnungsfürsorgebe-
darfs, normieren das Wohnungsvergabeverfahren 
und treffen Aussagen zur Miethöhe sowie zu den 
Wohnungsqualitäten. Neu hierbei ist vor allem die 
insgesamt stärkere Betonung des Fürsorgeaspekts 
als Maßnahme zur Steigerung der Attraktivität des 
öffentlichen Diensts. Dazu gehört auch die Veran-
kerung des Inklusionsgedankens durch die zuneh-
mende bedarfsorientierte Ausrichtung auf barrie-
rearme beziehungsweise barrierefreie Wohnungen.

Allgemeine Grundsätze der Wohnungsfürsorge des Bundes

Welche sind die wesentlichen Neuheiten?

Hinsichtlich der Neuerungen sind insbesondere der neu geordnete und erweiterte Kreis der 
Wohnungsfürsorgeberechtigten, die Regelungen zur Miethöhe und das flexibler ausgestaltete 
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Wohnungsvergabeverfahren, bei dem die Umstände des Einzelfalls stärker Berücksichtigung finden 
sollen, hervorzuheben.

Kreis der Wohnungsfürsorgeberechtigten

Zum berechtigten Personenkreis gehören nunmehr gleichrangig die Beamtinnen und Beamten des 
Bundes, die Richterinnen und Richter des Bundes; die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr, 
die Tarifbeschäftigten des Bundes sowie die Beschäftigten von Einrichtungen, die mehr als zur Hälfte 
finanziell vom Bund gefördert werden (Zuwendungsempfängerinnen und -empfänger). Neu zählen 
hierzu auch die Auszubildenden des Bundes, die Beamtinnen und Beamten des Bundes auf Widerruf, 
die befristet Beschäftigten des Bundes, die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr auf Zeit sowie 
Ehemalige und Hinterbliebene.

Des Weiteren wurde der Wegfall der sogenannten Mehr- beziehungsweise Meistverdienerklausel 
aufgenommen, d. h. die oder der Wohnungsfürsorgeberechtigte muss im Verhältnis zu anderen, im 
Rahmen der Beurteilung der Angemessenheit des Wohnraums berücksichtigungsfähigen Personen 
nicht weiter Mehr- beziehungsweise Meistverdienerin oder -verdiener sein.

Bezahlbare Mieten

Hinsichtlich der Festlegung der Miethöhe verweisen die „Grundsätze“ auf den bestehenden 
Haushaltsvermerk Nr. 60.4 zu Kapitel 6004 Titel 121 des Bundeshaushaltsplans. Danach können die 
Bestands-, Erst- und Neumieten auf maximal 10 € pro m2/nettokalt begrenzt werden. Ziel dabei ist es, 
die Bezahlbarkeit der Mieten, insbesondere für Beschäftigte mit geringem bis mittlerem Einkommen, 
sicherzustellen sowie zur Entspannung des Wohnungsmarkts beizutragen.

Transparenz und soziale Aspekte beim Vergabeprozess der Wohnungsfürsorge

Zuständig für die Wohnungsvergabe sind weiterhin die regionalen Wohnungsvergabestellen 
der BImA. Das umfassende Angebot für eine effiziente Wohnungssuche ist auf der Internetseite 
der BImA einzusehen. Freie Wohnungen stehen den Wohnungsfürsorgeberechtigten auf dem 
Immobilienportal vier Wochen ab der Veröffentlichung exklusiv zur Verfügung. Liegt keine 
Nachfrage vor beziehungsweise ist eine solche nicht absehbar, können die BImA-eigenen 
Wohnungen auf dem freien Markt zur Vermietung angeboten werden. Informationen zum 
Wohnungsfürsorgeangebot stellen auch die Ressorts ihren Bediensteten zur Verfügung, z. B. über ihre 
eigenen Wohnungsfürsorgestellen, Personalabteilungen und Intranet-Plattformen.

Im Rahmen der Wohnungsvergabe ist die bisherige Priorisierung von Trennungsgeldempfängerinnen 
und -empfängern weggefallen und durch grundsätzlich gleichwertige Abwägungs- und 
Entscheidungskriterien ersetzt worden. Ziel ist es, den gesamten Vergabeprozess der 
Wohnungsfürsorge transparenter zu gestalten und soziale und dienstliche Belange, wie beispielsweise 
geringe bis mittlere Einkommen oder die Situation von alleinerziehenden Beschäftigten, besser 
berücksichtigen zu können. Darüber hinaus ist die Auswahlentscheidung von der BImA zu 
dokumentieren.
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Ermittlung des Wohnungs–
fürsorgebedarfs 2020-2024

Vor dem Hintergrund der Gewährleistung einer 
ordnungsgemäßen Wahrnehmung der Dienstge-
schäfte und basierend auf der Fürsorgepflicht der 
Dienstherren ist die Wohnungsfürsorge des Bundes 
im Kern auf eine angemessene, dem jeweiligen Be-
darf Rechnung tragende und möglichst dienstort-
nahe Unterbringung der Bediensteten ausgerichtet.

Der konkrete Wohnungsfürsorgebedarf wird da-
bei unter Berücksichtigung möglicher perspek-
tivischer Entwicklungen auf der Grundlage von 
Meldungen der Ressorts und der Erkenntnisse der 
BImA sowie unter Beachtung des jeweiligen loka-
len Umfelds und der sich regional unterschiedlich 
entwickelnden Wohnungsmärkte ermittelt und re-
gelmäßig fortgeschrieben. Zu diesem Zweck und 
um die Belange der Ressorts und der Geschäfts-
bereichsbehörden, vor allem aber der Bedienste-
ten ausreichend berücksichtigen zu können sowie 
zugleich auf der Grundlage des §  7 der Bundes-
haushaltsordnung einen zielgerichteten und ef-
fizienten Mitteleinsatz sicherzustellen, fragt das 
BMF einmal im Jahr die konkreten Bedarfszahlen 

für die jeweiligen Standorte, die dort voraussicht-
lich benötigten Wohnungsgrößen und den Bedarf 
an barrierearmen beziehungsweise barrierefreien 
Wohnungen ab. Darüber hinaus können Erkennt-
nisse über mittel- und/oder langfristige Organi-
sations- und/oder Personalentwicklungen, Erfah-
rungen der Bundesbediensteten im Bereich der 
Wohnungsfürsorge sowie die Immobilienmarktex-
pertise der BImA helfen, den Wohnungsfürsorge-
bedarf möglichst zielgenau zu erfassen. Die Quali-
tät und die Genauigkeit der Bedarfsermittlung sind 
insoweit zumindest auch abhängig von der Quali-
tät und Genauigkeit der Antworten und Stellung-
nahmen der Ressorts.

Entsprechend diesen Prämissen hat das BMF Ende 
des Jahres 2019 den Wohnraumbedarf der Bundes-
bediensteten für die Jahre 2020 bis 2024 ermittelt. 
Diese wurden mit den gegenwärtig zur Verfügung 
stehenden sowie darüber hinaus in Betracht kom-
menden Bedarfsdeckungsmöglichkeiten abgegli-
chen, um auf dieser Grundlage in Abstimmung mit 
der operativ tätigen BImA die Wohnungsfürsorge 
des Bundes strategisch zu lenken. Die aktuellen 
Kernkennzahlen der Wohnungsfürsorge des Bun-
des werden in Tabelle 1 dargestellt.
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Kernkennzahlen der Wohnungsfürsorge des Bundes
(Stand Juli 2020)

Allgemeines:

Anzahl BImA-eigene Wohnungen: rund 36.0001

davon: 

Vermietungsfähiger Leerstand 647 

Frei vermietet 20.108

Anzahl Belegungsrechte: rund 25.4002

Wohnungen zusammen: rund 61.400

Erwerb von Belegungsrechten:

Ankaufbeträge:

2019 erfolgt: 14.750.000 € 

2021 geplant: 15.750.000 €

Zuschüsse für Mietabsenkungen:

2019 erfolgt: -

2021 erwartet: 2.750.000 €

Investitionszuschüsse:

2019 erfolgt: 1.600.000 €

2021 geplant: 1.720.000 €

1  Rund 0,1 % des gesamten Mietwohnungsbestands in Deutschland.
2  Darüber hinaus rund 1.500 Belegungsrechte aus der Familienheimförderung (Bonn-Berlin-Umzug).
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Als wesentliche Ergebnisse der Bedarfsabfrage für 
die Jahre 2020 bis 2024 sind festzuhalten, dass

	● ein Gesamtbedarf von rund 43.000 Wohnungen 
besteht (siehe Abbildung 1),

	● die Bedarfsschwerpunkte in den Ländern 
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 
Brandenburg und Nordrhein-Westfalen liegen,

	● vorrangig ein Bedürfnis nach Ein- bis Zwei
zimmerwohnungen und möblierten 
Apartments vorhanden ist und

	● die Ressorts BMVg, BMI und BMF die größten 
Bedarfsträger sind, wobei der Bedarf des BMVg 
bei Weitem überwiegt.

Eine genauere Auswertung nach Ländern kann den 
nachfolgenden Abbildungen entnommen werden.
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Ein Jahr Wohnungsfürsorge im BMF

Ergebnis der Bedarfsabfrage zur Anzahl der benötigten Wohnungen  

für die Jahre 2020 bis 2024

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Bedarfsabfrage bei den obersten Bundesbehörden 
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Wohnungsneubauprogramm 
der BImA

Ungeachtet der Angebote des freien Wohnungs-
markts kommen zur Deckung des Wohnungsfür-
sorgebedarfs der Bediensteten des Bundes folgende 
Wohnungen in Betracht:

a.	 die Bestandswohnungen der BImA,

b.	 die von der BImA neu gebauten beziehungs
weise noch zu erbauenden Wohnungen,

c.	 die Nutzung bestehender und der Erwerb neuer 
Belegungsrechte an Wohnungen im Eigentum 
Dritter,

d.	 die Nutzung von Belegungsrechten in Verbin-
dung mit dem Erwerb von Wohnungsbaugenos-
senschaftsanteilen.

In den „Grundsätzen“ werden die Regeln und Be-
sonderheiten der verschiedenen Bedarfsdeckungs-
möglichkeiten im Detail erläutert.

Erstmalig und insoweit hervorzuheben ist das Woh-
nungsneubauprogramm der BImA. Zentral hierbei 
ist das einvernehmlich vereinbarte Ziel, dass die 
BImA unter Beachtung des Grundsatzes der Wirt-
schaftlichkeit im Rahmen der Wohnungsfürsorge, 
mithin zugunsten der Bediensteten des Bundes, bis 
zum 31. Dezember 2022 mit dem bedarfsgerechten 
Bau von 3.000  neuen und bezahlbaren Mietwoh-
nungen beginnt und bis zum 31.  Dezember  2024 
insgesamt 3.000 Wohnungen fertigstellt. Dies ent-
spricht einem geschätzten Investitionsvolumen 
zwischen 600 Mio. € und 800 Mio. €.

Anzahl der potenziell geeigneten Projekte 85

Anzahl der Wohnungen: 4.442

davon:

Baubeginn bis zum 31. Dezember 2022 4.4421

Fertigstellung bis zum 31. Dezember 2024 4.1721

Planungsstand für das Jahr 2020:

Beauftragung Neubauprojekte 8

Auftragserteilung für zu errichtende Wohnungen 480

Bis zum Jahresende fertiggestellte Wohnungen 34

1   Nach Angaben der BImA ist mit Blick auf bestehende Umsetzungsrisiken sowie der Unwägbarkeiten über den gesamten Projektzeit-
raum zum jetzigen Zeitpunkt eine Überplanung des Baubeginn- beziehungsweise des Bauerrichtungsziels geboten. Dabei wird der Puffer 
von rund 1.400 Wohnungen beziehungsweise 1.100 Wohnungen für die Sicherstellung der Zielerreichung als angemessen eingeschätzt.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Kernkennzahlen des Wohnungsneubauprogramms (Plan)
Zielgröße: Baufertigstellung von 3.000 Wohnungen bis Ende 2024 mit einem Investitionsvolumen  
in Höhe von 600 Mio. € bis 800 Mio. €

38

Tabelle 2



Analysen und Berichte BMF-Monatsbericht 
September 2020

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Ein Jahr Wohnungsfürsorge im BMF

Um die Planungen umzusetzen, wurden von der 
BImA zuvor bebaute und unbebaute anstaltseigene 
Liegenschaften identifiziert, die für eine mögliche 
Realisierung des Wohnungsneubauprogramms 
brauchbar erscheinen. Im Ergebnis sind dabei rund 
200  Liegenschaften als potenziell geeignet einge-
stuft worden, auf denen voraussichtlich 6.000  bis 
8.000  Wohnungen errichtet werden können. Ne-
ben den Neubauten „auf grüner Wiese“ und Ver-
dichtungen nutzt die BImA auch Möglichkeiten, 
ihren vorhandenen Wohnungsbestand durch An- 
und Ausbauten zu erweitern. Häufig erfolgt dies 
im Zusammenhang mit einer Sanierung von Be-
standswohnungen unter Nutzung entsprechender 
Synergieeffekte.

Der Erfolg des Wohnungsneubauprogramms ins-
gesamt hängt allerdings auch davon ab, dass die Be-
legenheitsgemeinden zeitgerecht die entsprechen-
den baurechtlichen Voraussetzungen schaffen. 
Angesichts deren bislang durchweg positiver Reso-
nanz besteht jedoch Anlass zur Zuversicht, dass das 
Programm der BImA rechtzeitig umgesetzt werden 
kann.

Ausblick

Gemeinsames Ziel von BMF und BImA ist es, eine 
nachhaltige Strategie zu entwickeln, um dem be-
stehenden Wohnungsfürsorgebedarf gerecht zu 
werden. Dabei gebietet die Ehrlichkeit der Analyse, 
aber auch die Feststellung, dass eine vollständige 
Bedarfsdeckung durch die Wohnungsfürsorge des 
Bundes und damit Unabhängigkeit von der Ange-
botssituation des freien Wohnungsmarkts nicht zu 
erreichen sein wird. Aber jede zusätzlich errichtete 
Wohnung ist wichtig. Das Ziel des Wohnungsneu-
bauprogramms der BImA, bis zum Ende des Jah-
res  2024 insgesamt 3.000  Wohnungen neu zu er-
richten, ist deshalb ein wertvoller Beitrag. Daneben 

sind alle weiteren Instrumente nach wie vor zwin-
gend notwendig und müssen genutzt werden.

Der Bundesrechnungshof (BRH) hat zwischen-
zeitlich angemahnt, dass eine präzise Ermittlung 
und genaue Kenntnis des örtlichen Wohnungsfür-
sorgebedarfs wesentlich sei für wirksame und ef-
fiziente Maßnahmen zur bedarfsgerechten und 
zugleich wirtschaftlichen Erweiterung und Schaf-
fung von Wohnraum. Im Rahmen der Erhebung 
des Wohnungsfürsorgebedarfs  2020 bis  2024 sind 
aus Sicht des BMF erste Verbesserungen in der Be-
darfsermittlung eingeleitet und umgesetzt worden. 
Nichtsdestotrotz wird die Einschätzung des BRH 
im Rahmen der Überlegungen zur nächsten Be-
darfsabfrage Berücksichtigung finden.

Die neu konzipierten und eingeführten „Allgemei-
nen Grundsätze der Wohnungsfürsorge des Bun-
des“ sind insgesamt als innovative Neuausrichtung 
für eine zukunftsfähige Wohnungsfürsorge be-
grüßt worden. Ihrer dynamischen Natur entspre-
chend sind diese offen für erforderliche Anpassun-
gen an neuere Entwicklungen und Bedürfnisse.

Die Finanzierung der Wohnungsfürsorge des Bun-
des einschließlich aller Einnahmen und Ausgaben 
erfolgt seit Übernahme der Zuständigkeit durch das 
BMF über den Bundeshaushalt im Einzelplan  08 
Kapitel  0810. Ab dem Jahr  2021 soll die Finanzie-
rung im Wesentlichen in den Wirtschaftsplan der 
BImA integriert werden. Die damit einhergehende 
Zusammenführung der operativen Aufgabenwahr-
nehmung mit der diesbezüglichen Finanzierungs-
kompetenz dient einer aktiven Ausgestaltung der 
Wohnungsfürsorge und stärkt weiter die gesetzli-
che Eigenverantwortlichkeit der BImA, während 
das BMF sich auf seine strategische Lenkungs- und 
Steuerungsfunktion sowie rechts- und fachauf-
sichtlichen Kernaufgaben konzentrieren kann.

39



Analysen und Berichte BMF-Monatsbericht 
September 2020

Ergebnisse der Steuerschätzung 
vom 8. bis 10. September 2020

	● Die Steuereinnahmen werden im Jahr 2020 wegen der Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie sowie umfangreicher steuerlicher Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung voraussichtlich 
auf 717,7 Mrd. € sinken. In den Folgejahren wird ein Anstieg der Steuereinnahmen bis 2024 auf 
883,2 Mrd. € erwartet.

	● Im Vergleich zur Steuerschätzung vom Mai 2020 prognostizierte der Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ Mindereinnahmen, insbesondere für das kommende Jahr. Diese sind vor allem auf die 
steuerlichen Maßnahmen zurückzuführen und in diesem Sinne auch beabsichtigt.

	● Insgesamt zeigt die Steuerschätzung, dass Deutschland trotz der Corona-Krise finanziell gut 
aufgestellt ist.

Vom  8. bis 10.  September  2020 fand die 158.  Sit-
zung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ als 
Videokonferenz statt. Geschätzt wurden die Steu-
ereinnahmen für die Jahre 2020 bis 2024. Die Inte-
rimsschätzung ist Grundlage für den Haushaltsent-
wurf 2021 des Bundes.

Auswirkungen der Corona-
Pandemie weiter bestimmend

Gesamtwirtschaftliche Annahmen

Der Steuerschätzung wurden die gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerte der Interimsprojektion 2020 
der Bundesregierung zugrunde gelegt, welche ins-
besondere auch die erwarteten Auswirkungen der 
COVID-19 Pandemie auf die gesamtwirtschaftli-
che Entwicklung abbildet. Die Anpassungen für die 
relevanten gesamtwirtschaftlichen Bemessungs-
grundlagen der Steuerschätzung sind in Tabelle  1 
dargestellt.

Der unabhängige Arbeitskreis 
„Steuerschätzungen“ 
erstellt in Deutschland die Steuerschätzung 
für Bund, Länder und Gemeinden. 
Dem seit 1955 bestehenden Gremium 
gehören Expertinnen und Experten der 
Bundesländer, fünf führender Wirtschafts
forschungsinstitute (Deutsches Institut 
für Wirtschaftsforschung, ifo Institut, 
Institut für Weltwirtschaft, RWI - Leibniz-
Institut für Wirtschaftsforschung, Institut 
für Wirtschaftsforschung Halle), des 
Sachverständigenrats, der Deutschen 
Bundesbank, des Statistischen Bundesamts, 
des Deutschen Städtetags, des Bundes
ministeriums für Wirtschaft und Energie 
und des BMF an, welches den Vorsitz 
führt. In der Regel finden zwei Sitzungen 
im Jahr statt: im Frühjahr und Herbst. 
Auf der Grundlage der Schätzvorschläge 
verschiedener im Arbeitskreis vertretener 
Institutionen werden konsensual 
Schätzergebnisse für alle Steuerarten 
ermittelt.
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 8. bis 10. September 2020

Zusätzliche coronabedingte 
Annahmen

Neben den gesamtwirtschaftlichen Eckwerten der 
Interimsprojektion musste der Arbeitskreis wei-
tere Annahmen und Abschätzungen zu verschie-
denen Sachverhalten treffen, die sich aus der Co-
rona-Pandemie und den getroffenen Maßnahmen 
zur Abfederung der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Pandemie ergeben hatten.

So stellt die Kurzarbeit weiterhin ein wichtiges ar-
beitsmarktpolitisches Instrument dar, um die ne-
gativen Auswirkungen der Pandemie auf den Ar-
beitsmarkt so gering wie möglich zu halten. Auf 
Kurzarbeitergeld wird keine Lohnsteuer erhoben. 
Jedoch unterliegen diese Einnahmen dem Progres-
sionsvorbehalt und werden damit im Rahmen der 
Veranlagung der Einkommensteuer im kommen-
den Jahr berücksichtigt. Daher hat der Arbeitskreis 
die Effekte der Kurzarbeit entsprechend den neuen 
Daten und Annahmen zur Inanspruchnahme 
berücksichtigt.

Darüber hinaus verwendet der Arbeitskreis Da-
ten der Finanzverwaltungen der Länder und des 
Bundes zu erleichterten Stundungen sowie zum 

Verzicht auf Vollstreckungsmaßnahmen und sons-
tige untergesetzliche Maßnahmen, welche von der 
Bundesregierung zur Liquiditätssicherung der Un-
ternehmen eingeführt worden sind. Die nun bis 
einschließlich August vorliegenden Daten wurden 
entsprechend bewertet und in die Aufkommens-
schätzung einbezogen.

Berücksichtigte 
Steuerrechtsänderungen

Die Steuerschätzung geht vom geltenden Steuer-
recht aus. In Tabelle  2 sind die finanziellen Aus-
wirkungen von Gesetzen und sonstigen Regelun-
gen enthalten, die gegenüber der vorangegangenen 
Schätzung vom Mai  2020 neu einzubeziehen wa-
ren. Dies umfasste insbesondere die beiden Coro-
na-Steuerhilfegesetze. Eine Aufzählung der neu 
einbezogenen Rechtsänderungen wurde in der 
Pressemitteilung des BMF Nr. 19/2020 vom 10. Sep-
tember 2020 veröffentlicht.1

1  Die Pressemitteilung ist auf der Internetseite des BMF zu 
finden: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20200941

Gesamtwirtschaftliche Vorgaben für die Interimssteuerschätzung September 2020 
im Vergleich zur vorangegangenen Steuerschätzung

Veränderung in %
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2020 2021 2022 2023 2024

Mai 
2020

September 
2020

Mai 
2020

September 
2020

Mai 
2020

September 
2020

Mai 
2020

September 
2020

Mai 
2020

September 
2020

BIP nominal -4,7 -4,0 +6,8 +6,0 +3,0 +3,0 +3,0 +3,0 +3,0 +3,0

BIP real -6,3 -5,8 +5,2 +4,4 +1,4 +1,5 +1,4 +1,5 +1,4 +1,5

Bruttolohn- und 
Gehaltsumme

-1,5 -1,2 +4,1 +3,2 +2,8 +2,8 +2,8 +2,8 +2,8 +2,8

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

-21,1 -8,3 +22,8 +3,5 +3,8 +3,6 +3,8 +3,6 +3,8 +3,6

Private 
Konsumausgaben

-7,1 -6,5 +7,9 +5,9 +2,9 +2,9 +2,9 +2,9 +2,9 +2,9

Quelle: Bundesregierung, Interimsprojektion 2020

Tabelle 1
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Auswirkungen der neu in die Steuerschätzung einbezogenen Rechtsänderungen 

in Mrd. €

2020 2021 2022 2023 2024

Bund -22,8 -7,8 -1,7 -2,3 -1,2

Länder -2,0 -7,0 -1,9 -2,5 -1,4

Gemeinden -0,8 -1,5 -2,6 -2,5 -1,0

zusammen -25,5 -16,3 -6,2 -7,3 -3,5

Abweichung in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Arbeitskreis „Steuerschätzungen“

Ergebnisse der 
Steuerschätzung

Im gesamten Prognosezeitraum prägen die bei-
spiellosen steuerlichen Hilfsmaßnahmen zur 
Bewältigung der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie die Entwicklung der 
Steuereinnahmen.

Die Steuereinnahmen sinken im aktuellen 
Jahr  2020 um  10,2 % auf  717,7  Mrd. €.2 Die Rück-
gänge des Steueraufkommens betreffen dabei 
sämtliche Gebietskörperschaften, wobei der Bund 
mit  -16,3 % den deutlichsten Rückgang zu erwar-
ten hat. Aber auch für die Länder (-5,5 %) und die 
Gemeinden (-9,8 %) ist mit signifikanten Aufkom-
mensausfällen zu rechnen. Im Jahr 2021 steigen die 
Steuereinnahmen kräftig um 7,7 % auf 772,9 Mrd. € 
an. Bis 2024 ist mit einem Aufwuchs des gesamten 
Steueraufkommens auf 883,2 Mrd. € zu rechnen.

Die Abführungen von Eigenmitteln an die Europä-
ische Union (EU) orientieren sich an den Haushal-
ten der  EU sowie dem mittelfristigen Finanzrah-
men der EU.

2  Die Ergebnistabellen der 158. Sitzung des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ sind im Internet abrufbar unter  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20200942

Vergleich mit der 
vorangegangenen Schätzung 
vom Mai 2020

Gegenüber dem Ergebnis der Steuerschätzung vom 
Mai  2020 wurden die Schätzansätze des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ für das Jahr 2020 mit 
einer Anpassung um -0,1  Mrd. € nahezu konstant 
belassen.3 Im folgenden Jahr 2021 ergeben sich da-
gegen Mindereinnahmen von rund 19,6 Mrd. €, die 
im Wesentlichen auf die umfangreichen steuerli-
cher Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung zu-
rückzuführen sind. Diese sind beabsichtigt, um die 
Liquidität von Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Unternehmen zu sichern. Die steuerlichen Maß-
nahmen wirken auch in den Jahren bis 2024 weiter, 
wenn auch deutlich abgeschwächt. Daher reduzie-
ren sich die ausgewiesenen Mindereinnahmen von 
5,5 Mrd. € im Jahr 2022 auf 0 € im letzten Schätz-
jahr 2024 (siehe Abbildung 1), da positive konjunk-
turelle Effekte die Minderungen aus Steuerrechts
änderungen kompensieren können.

3  Eine Zusammenstellung der Abweichungen des Ergebnisses 
der Steuerschätzung September 2020 vom Ergebnis der 
vorhergehenden Steuerschätzung Mai 2020 für die Steuern 
insgesamt sowie für die Gebietskörperschaften ist in 
Anlage 2 der Pressemitteilung des BMF zur 158. Sitzung des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ zu finden unter  
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20200943
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Ergebnisse der Steuerschätzung vom 8. bis 10. September 2020

Für den Bund werden dagegen bereits für dieses 
Jahr Mindereinnahmen von 9,2  Mrd. € gegenüber 
der Steuerschätzung im Mai  2020 ausgewiesen. 
Hierbei zeigt sich, dass der Bund Länder und Kom-
munen kräftig unterstützt, indem er den wesentli-
chen Teil der steuerlichen Maßnahmen zur Stabili-
sierung der Konjunktur trägt. Das gilt insbesondere 
für dieses Jahr, in dem der Bund die Folgen der 
Umsatzsteuersenkung sowie den Kinderbonus in 
Gänze trägt. Im kommenden Jahr belaufen sich für 
den Bund die Mindereinnahmen auf 10,6 Mrd. €. In 
den Jahren 2022 bis 2023 reduzieren sich die Minde-
reinnahmen auf rund 1 Mrd. €. Im letzten Schätz-
jahr ergeben sich Mehreinnahmen von 3,0 Mrd. €.

Fazit

Die Ergebnisse der 158.  Steuerschätzung zeigen, 
dass Deutschland trotz der Corona-Krise finanzi-
ell gut aufgestellt ist. Die Steuereinnahmen sind in 
diesem Jahr laut der Prognose stabil im Vergleich 
zur Mai-Steuerschätzung. Mindereinnahmen im 
weiteren Prognosezeitraum (2021 bis 2024) gegen-
über der Mai-Steuerschätzung sind insbesondere 
auf die steuerlichen Maßnahmen zurückzuführen 
und in diesem Sinne auch beabsichtigt, um die Li-
quidität von Bürgerinnen und Bürgern sowie Un-
ternehmen zu sichern und die Widerstandsfähig-
keit der Wirtschaft insgesamt zu stärken.

Abweichung des Ergebnisses der Steuerschätzung September 2020
vom Ergebnis der Steuerschätzung Mai 2020
in Mrd. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen basierend auf Zahlen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“
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Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur 
Begrenzung der Neuverschuldung 2019

	● Zum 1. September 2020 wurde für das Jahr 2019 abschließend geprüft, wie im Jahr 2019 im Haus-
haltsvollzug die grundgesetzliche Regel zur Begrenzung der Neuverschuldung (Schuldenbremse) 
eingehalten wurde.

	● Im Jahr 2019 weist der Bund nach abschließender Abrechnung der Schuldenbremse einen struk-
turellen Überschuss von 0,10 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. Damit wurde die nach dem 
Grundgesetz zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme von 0,35 % des BIP deutlich unter-
schritten.

Nach Art.  115 Abs.  2 des Grundgesetzes (GG) sind 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes grundsätz-
lich ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. 
Dem wird entsprochen, wenn die strukturelle Net-
tokreditaufnahme (NKA)  0,35 % des BIP nicht 
überschreitet.

Um die Einhaltung der Schuldenbremse im Haus-
haltsvollzug zu überprüfen, wird die zulässige 

strukturelle NKA mit der tatsächlichen strukturel-
len NKA verglichen. Die festgestellte Abweichung 
wird auf dem Kontrollkonto verbucht. Die zu ver-
buchende Abweichung muss gemäß §  7  Abs.  1 
des Gesetzes zur Ausführung von Art.  115  GG ab-
schließend zum 1.  September des dem Haus-
haltsabschluss folgenden Jahres festgestellt wer-
den. Das Ergebnis ist in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellt.
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Abrechnung der grundgesetzlichen Regel zur Begrenzung der Neuverschuldung 2019

Soll 2019¹ Ist 2019²

in Mrd. €

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2 Nominales BIP des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres (Zeit-
punkt der Haushaltsaufstellung)

3 277,3

3 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (1) x (2) 11,5

4 Nettokreditaufnahme 
(4a) - (4b) - (4c) - (4d) - (4e)

3,6³ -0,73, 4

4a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 0,0 0,0

4b Finanzierungssaldo Energie- und Klimafonds -0,7 1,8

4c Finanzierungssaldo Aufbauhilfefonds -0,7 -0,6

4d Finanzierungssaldo Kommunalinvestitionsförderungsfonds -1,9 -0,9

4e Finanzierungssaldo Fonds Digitale Infrastruktur -0,2 0,3

5 Saldo finanzieller Transaktionen 0,7 0,0

6 Konjunkturkomponente 
Soll: (6a) x (6c) 
Ist: [(6a) + (6b)] x (6c)

4,4 -2,7

6a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) 21,6

6b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung 
[Ist (6ba) - Soll (6ba)] % x (6bb)

-34,7

6ba Nominales BIP (% gegenüber Vorjahr) 3,8 2,8

6bb Nominales BIP des Vorjahres 3.356,4

6c Budgetsensitivität (ohne Einheit) 0,205

7 Abbauverpflichtung aus Kontrollkonto -

8 Maximal zulässige Nettokreditaufnahme 
(3) - (5) - (6) - (7)

6,3 14,1

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme 
(4) + (5) + (6)

8,7 -3,34

in % des BIP 0,27 -0,104

10 Be(-)/Ent(+)lastung des Kontrollkontos 
(8) -(4) der (3) - (9)

14,8

11 Saldo Kontrollkonto Vorjahr 37,2

12 Saldo Kontrollkonto neu  
(10) + (11)

52,0

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Soll 2019 bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2019 vom 20. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2528). 
2  Endgültige Abrechnung und Buchung auf Kontrollkonto.
3  Die NKA erfasst sowohl die NKA des Bundeshaushalts als auch – mit umgekehrtem Vorzeichen – die Finanzierungssalden der seit 
Inkrafttreten der Schuldenbremse neu errichteten Sondervermögen des Bundes.
4  Negative Werte stellen Überschüsse dar.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Aufstellung und Abrechnung der Haushalte des Bundes für das Jahr 2019 
gemäß Schuldenbremse

Tabelle 1
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Überblick zur aktuellen Lage

Wirtschaft

	● Die Bundesregierung erwartet in ihrer am 1. September veröffentlichten Interimsprojektion für 2020 
einen Rückgang des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 5,8 %. Im Jahr 2021 dürfte das reale BIP 
um 4,4 % im Vergleich zum Vorjahr wachsen.

	● Hierbei wird nach einem historischen Einbruch des BIP im 2. Quartal 2020 mit einer sich fortsetzenden 
Erholung der wirtschaftlichen Aktivität gerechnet. Dabei sind wichtige binnenwirtschaftliche Impulse 
auch aus dem umfassenden Konjunkturprogramm der Bundesregierung zu erwarten.

	● Jedoch wird der gesamtwirtschaftliche Aufholprozess angesichts des weltweiten Pandemieverlaufs nur 
langsam voranschreiten. Abwärtsrisiken für die wirtschaftliche Entwicklung bleiben zudem bestehen.

	● Die Industrieproduktion und die nominalen Warenexporte konnten im Juli das dritte Mal in Folge zu-
legen. Auch die coronabedingte Belastung für den Arbeitsmarkt wird allmählich geringer. So ist die sai-
sonbereinigte Arbeitslosigkeit im August erneut leicht zurückgegangen.

Finanzen

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis August 2020 auf rund 
196,6 Mrd. €. Damit sind die Einnahmen um 11,6 % (rund -25,7 Mrd. €) niedriger als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. Die mit beiden Nachtragshaushalten beschlossenen zusätzlichen Ausgaben prägen in-
zwischen die Struktur der Ausgaben des Bundeshaushalts. Von Januar bis August 2020 beliefen sich die Aus-
gaben auf insgesamt 267,0 Mrd. € und lagen damit um 15,6 % (rund +36,0 Mrd. €) über dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Im Zeitraum von Januar bis August 2020 wies der Bundeshaushalt ein Finanzierungsde-
fizit von 70,4 Mrd. € auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sanken im August 2020 um 2,3 % gegenüber 
dem August 2019. Die konjunkturellen Auswirkungen der Corona-Krise belasteten weiterhin das Steuer-
aufkommen. So zeigte sich ein erheblicher Rückgang im Aufkommen der Lohnsteuern. Der Bund hatte 
im Zeitraum Januar bis August 2020 einen Rückgang seiner Einnahmen von 11,9 % zu verzeichnen, wo-
hingegen die Länder im gleichen Zeitraum einen deutlichen geringeren Rückgang ihrer Steuereinnahmen 
um 2,9 % verkraften mussten. Wesentliche Gründe sind die geänderte Umsatzsteuerverteilung zugunsten 
von Ländern und Gemeinden sowie der Zufluss von zusätzlichen Regionalisierungsmitteln an die Länder.



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

49

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage BMF-Monatsbericht 
September 2020

Aufholprozess nach 
drastischem Einbruch in der 
1. Jahreshälfte

Nach einem kräftigen Einbruch der deutschen 
Wirtschaft in der 1.  Jahreshälfte  2020 mit einem 
bislang einzigartig hohen Rückgang um  9,7 % im 
2. Quartal deutet sich für das 2. Halbjahr eine zu-
nehmende Erholung der wirtschaftlichen Aktivi-
tät an. So konnten die Industrieproduktion und 
die Warenexporte im Juli das dritte Mal in Folge 
zulegen. Auch die Stimmungsindikatoren wie das 
ifo Geschäftsklima hellten sich am aktuellen Rand 
weiter auf. Wichtige binnenwirtschaftliche Im-
pulse kommen dabei auch aus dem umfassenden 
Konjunkturprogramm der Bundesregierung. Vor 
diesem Hintergrund dürfte die wirtschaftliche Ak-
tivität weiter zunehmen. Der Aufholprozess wird 
jedoch angesichts des weltweiten Pandemiege-
schehens noch eine längere Zeit in Anspruch neh-
men. Die Bundesregierung erwartet in ihrer Anfang 
September veröffentlichten Interimsprojektion 
für 2020 einen Rückgang des realen Bruttoinlands
produkts (BIP) von 5,8 %.1 Für das kommende Jahr 
geht die Bundesregierung von einem Wachstum 
des realen BIP von 4,4 % aus.

Die Corona-Krise ging mit einem kräftigen Ein-
bruch der privaten Konsumausgaben im 1.  Halb-
jahr 2020 einher. Die Verbraucherstimmung konnte 
sich jedoch zuletzt wieder spürbar verbessern. In 
der 2.  Jahreshälfte dürfte auch von der temporä-
ren Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes und 
dem Kinderbonus ein positiver Impuls für den pri-
vaten Konsum ausgehen. Für das Gesamtjahr 2020 
erwartet die Bundesregierung einen Rückgang des 
preisbereinigten privaten Konsums um  6,9 % im 

1  Die Interimsprojektion der Bundesregierung wurde 
vom Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
am 1. September 2020 veröffentlicht und ist unter 
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2020093 
abrufbar.

Vergleich zum Vorjahr. Für das Jahr 2021 ist mit ei-
nem kräftigen Wachstum von 4,7 % zu rechnen. Bei 
den Bruttoanlageinvestitionen ist in diesem Jahr 
eine deutlich schwächere Dynamik im Vergleich 
zum Vorjahr zu erwarten. Insbesondere die Investi-
tionen in Ausrüstungen dürften angesichts der co-
ronabedingt stark geschwächten Außenwirtschaft 
einen kräftigen Rückgang aufweisen (-16,5 %  ge-
genüber Vorjahr). Die Bauinvestitionen dürften da-
gegen in diesem und im nächsten Jahr weiterhin 
dynamisch expandieren.

Im Zuge des merklich zurückgegangenen Welt-
handels und des allgemein gedämpften außen-
wirtschaftlichen Umfelds sind in diesem Jahr weni-
ger Impulse aus der Außenwirtschaft zu erwarten. 
Die Bundesregierung rechnet für  2020 mit einem 
Rückgang der preisbereinigten Exporte um 12,1 % 
gegenüber dem Vorjahr. Die preisbereinigten Im-
porte dürften um  8,1 % zurückgehen. Für das 
nächste Jahr ist wieder mit einer kräftigen außen-
wirtschaftlichen Entwicklung zu rechnen.

Auch auf dem Arbeitsmarkt zeigen sich deutliche 
Spuren der Corona-Krise. Die coronabedingte Be-
lastung wird zur 2.  Jahreshälfte  2020 jedoch all-
mählich geringer ausfallen. Die Bundesregierung 
erwartet für dieses Jahr eine Abnahme der Er-
werbstätigkeit um durchschnittlich 380.000  Per-
sonen im Vergleich zum Vorjahr. Die Arbeitslo-
senquote dürfte im Jahresdurchschnitt auf  5,9 % 
ansteigen. Ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit 
kann durch den umfassenden Einsatz von Kurzar-
beit abgefedert werden. Nach einem Maximum im 
April dürfte die Zahl der Personen in Kurzarbeit 
deutlich abgebaut werden. Am aktuellen Rand ha-
ben sich die Indikatoren zur Arbeitsmarktentwick-
lung merklich aufgehellt.

Das Steueraufkommen sank im August  2020 ge-
genüber dem August  2019 um  2,3 % und war er-
neut durch die Corona-Krise und die damit 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2020093
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

4.Q 19 1.Q 20 2.Q 20 4.Q 19 1.Q 20 2.Q 20

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 107,0 +0,6 -0,0 -2,0 -9,7 +0,2 -1,8 -11,3

Jeweilige Preise 3.449 +2,8 +0,7 -1,5 -8,9 +2,5 +0,6 -8,9

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.564 +2,2 +0,4 -0,9 -7,6 +1,6 +0,6 -7,4

Arbeitnehmerentgelte 1.846 +4,2 +0,1 +0,4 -5,4 +3,5 +2,9 -3,6

Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen

718 -2,7 +1,3 -4,2 -13,9 -3,4 -4,6 -17,6

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.970 +3,0 +0,3 -0,5 -0,8 +2,6 +2,6 -0,8

Bruttolöhne und -gehälter 1.522 +4,1 +0,2 +0,6 -6,6 +3,3 +2,9 -4,8

Sparen der privaten Haushalte 220 +2,2 +2,1 +9,6 +70,9 +2,6 +17,7 +95,6 

Außenhandel/Umsätze/Pro-
duktion/ 

Auftragseingänge

2019 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Jun 20 Jul 20
Zweimonats-
durchschnitt Jun 20 Jul 20

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.328 +0,8 +14,9 +4,7 +22,6 -9,4 -11,0 -10,2

Waren-Importe 1.105 +1,5 +7,0 +1,1 +9,3 -10,0 -11,3 -10,7

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

102,5 -3,1 +9,3 +1,2 +13,8 -11,4 -10,0 -10,7

Industrie³ 101,7 -4,1 +11,1 +2,8 +18,0 -14,4 -12,0 -13,2

Bauhauptgewerbe 112,7 +3,5 +2,3 -4,3 +0,1 +2,2 -1,9 +0,1 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 103,5 +1,5 +13,2 +5,2 +21,4 -14,1 -9,3 -11,7

Inland 99,9 -2,3 +9,2 +4,9 +15,3 -11,3 -7,0 -9,2

Ausland 107,0 -1,3 +17,3 +5,6 +28,3 -16,7 -11,5 -14,2

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 101,7 -5,8 +28,8 +2,8 +37,1 -10,6 -7,3 -9,0

Inland 97,0 -6,2 +35,3 -10,2 +35,9 +4,6 -7,2 -1,4

Ausland 105,2 -5,5 +23,6 +14,4 +38,0 -20,6 -7,3 -14,2

Bauhauptgewerbe 126,1 +3,1 +12,4 . +1,5 +1,0 . -3,4

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

110,7 +3,1 -1,9 -0,9 +3,7 +6,7 +4,2 +5,4 

Handel mit Kfz 116,2 +3,7 +9,6 . +19,9 -5,7 . -16,0

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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zusammenhängenden steuerlichen Maßnahmen 
erheblich beeinflusst. Die Einnahmen aus den 
gemeinschaftlichen Steuern verringerten sich 
um 2,2 % gegenüber dem Vorjahresmonat. Das Auf-
kommen der Lohnsteuer verringerte sich um 5,5 %. 
Hier trug weiterhin die Inanspruchnahme von 
Kurzarbeit zum Aufkommensrückgang bei. Bei den 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag war eben-
falls ein Aufkommensrückgang um  17,9 % zu ver-
zeichnen. Dagegen erhöhte sich das Aufkommen 
der Steuern vom Umsatz um 2,5 %. Hierbei dürfte 
erneut auch der Zufluss von im Mai gestundeten 
Steuerzahlungen beigetragen haben, die nunmehr 
fällig wurden. Auch das Aufkommen der Abgel-
tungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge er-
höhte sich um 3,4 %. Die Einnahmen aus den Bun-
dessteuern verringerten sich aufgrund steuerlicher 
Maßnahmen und konjunktureller Minderverbräu-
che um 1,6 % gegenüber dem August 2019.

Weitere Erholung der 
Industrieproduktion bei 
verringertem Tempo

Im Juli zeigte sich eine weitere leichte Erholung der 
Produktion. Die Produktion im Produzierenden 
Gewerbe stieg im Juli gegenüber dem Vormonat 
um saisonbereinigt 1,2 % an (nach +9,3 % im Juni). 
Im Vergleich zum Vorjahr lag die Produktion im 
Juli um 10,0 % niedriger.

Auch die Produktion im Verarbeitenden Gewerbe 
konnte etwas zulegen. So erhöhte sich die Indus-
trieproduktion im Juli um saisonbereinigt  2,8 % 
im Vergleich zum Vormonat, verblieb aber weiter-
hin noch merklich unter dem Vorkrisenniveau. Im 
Zweimonatsvergleich nahm sie um  18 % gegen-
über der Vorperiode zu. Innerhalb der Industrie 
stieg die Produktion von Investitionsgütern im Juli 
um 2,1 % gegenüber dem Vormonat. Auch die Kon-
sumgüterproduktion (+1,8 %) und die Produktion 

Arbeitsmarkt

2019 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Jun 20 Jul 20 Aug 20 Jun 20 Jul 20 Aug 20

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,27 -3,1 +68 -17 -9 +637 +635 +636 

Erwerbstätige, Inland 45,27 +0,9 -34 +53 . -681 -621 .

Sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte 

33,54 +1,6 +40 . . -63 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2019 Veränderung in % gegenüber

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Jun 20 Jul 20 Aug 20 Jun 20 Jul 20 Aug 20

Importpreise 101,7 -0,9 +0,6 +0,3 . -5,1 -4,6 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 104,8 +1,1 +0,0 +0,2 . -1,8 -1,7 .

Verbraucherpreise 105,3 +1,4 +0,6 -0,5 -0,1 +0,9 -0,1 +0,0 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

Saisonbereinigte Salden

Jan 20 Feb 20 Mrz 20 Apr 20 Mai 20 Jun 20 Jul 20 Aug 20

Klima +8,9 +9,4 -11,9 -37,4 -25,7 -11,3 -2,5 +2,4 

Geschäftslage +25,8 +25,1 +11,6 -19,1 -20,2 -14,6 -7,5 +0,3 

Geschäftserwartungen -6,8 -5,2 -32,7 -53,9 -31,1 -7,9 +2,7 +4,5 

1  Stand: Stand: September 2020.
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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von Vorleistungsgütern (+4,0 %) konnten Zuwächse 
verzeichnen.

Die Umsätze in der Industrie lagen im Juli saison-
bereinigt um  5,2 % höher als im Vormonat. Hier-
bei konnten sowohl die Umsätze aus dem Ausland 
als auch aus dem Inland ähnlich stark zulegen. Ge-
genüber dem Vorjahr lag der Umsatz um  9,3 % 
niedriger.

Die Auftragseingänge verzeichneten im Juli ei-
nen moderaten Zuwachs (saisonbereinigt  +2,8 % 
im Vergleich zum Vormonat) und verblieben un-
ter dem Vorkrisenniveau (-8,2 %  gegenüber Fe
bruar 2020). Die Aufträge aus dem Inland verzeich-
neten dabei im Vergleich zum Vormonat einen 
merklichen Rückgang um saisonbereinigt  10,2 %. 
Demgegenüber erhöhten sich die Auslandsauf-
träge deutlich um 14,4 %. Die Aufträge aus dem Eu-
roraum nahmen dabei im Vergleich zum Vormo-
nat um  7,3 % zu. Die Aufträge aus dem restlichen 
Ausland stiegen kräftig um  19,2 % an. Gegenüber 
dem Vorjahr lagen die Auftragseingänge um 7,1 % 
niedriger.

Die Industrieproduktion konnte auch im Juli weiter 
zulegen und setzte damit die positive Entwicklung 
der beiden Vormonate fort. Der Zuwachs fiel jedoch 
im Vergleich zum Vormonat geringer aus. Das ge-
stiegene Ordervolumen sowie die Stimmungsindi-
katoren deuten auf eine sich fortsetzende Erholung 
der Industrieproduktion hin, wenngleich die Dy-
namik abnehmen dürfte. Laut ifo Institut erwarten 
die Unternehmen eine leichte Zunahme ihrer Pro-
duktion in den kommenden Monaten. Die Risiken 
sind jedoch weiterhin als hoch einzuschätzen.

Weitere Erholung des Außen-
handels auf niedrigem Niveau

Die Erholung des Außenhandels setzte sich im 
Juli weiter fort. So konnten die nominalen Wa-
renexporte im Vormonatsvergleich saisonberei-
nigt um  4,7 % zulegen. Der Anstieg fiel jedoch 
merklich moderater aus als zuvor (+14,9 %  im 
Juni). Gegenüber dem Vorjahresmonat lagen die 

Warenausfuhren um  11,0 % niedriger. In EU-Län-
der wurden im Zeitraum Januar bis Juli Waren 
im Wert von 356,3 Mrd. € exportiert. Dies war ein 
Rückgang um  13,6 % gegenüber dem Vorjahr. Im 
Zweimonatsvergleich ergab sich ein Anstieg der 
Exporte von 22,6 %.

Auch die nominalen Importe stiegen im Juli leicht 
im Vergleich zum Vormonat an. Saisonbereinigt la-
gen sie um  1,1 % höher als im Vormonat. Gegen-
über dem Vorjahresmonat gingen die Importe 
um 11,3 % zurück. Im Zeitraum Januar bis Juli wur-
den Waren im Wert von 308,0 Mrd. € aus EU-Län-
dern importiert, was einem Rückgang von  12,8% 
gegenüber dem Vorjahr entspricht. Im Zweimo-
natsvergleich ergab sich ein Anstieg der nominalen 
Importe von 9,3 % gegenüber der Vorperiode.

Die Bilanz des Warenhandels (Warenhandel nach 
Ursprungswerten, mit Ergänzungen zum Au-
ßenhandel) lag im Zeitraum Januar bis Juli mit 
101,0  Mrd. € um 30,2  Mrd. € unter dem Vorjah-
resniveau. Der Leistungsbilanzüberschuss betrug 
121,7 Mrd. € und damit 15,4 Mrd. € weniger als im 
Vorjahreszeitraum.

Die Stimmungsindikatoren zum Außenhandel deu-
ten auf eine sich fortsetzende Erholung hin, aber mit 
moderatem Tempo. So waren die ifo  Exporterwar-
tungen im Verarbeitenden Gewerbe im August wei-
ter im positiven Bereich, fielen jedoch im Vormo-
natsvergleich wieder etwas vorsichtiger aus. Auch 
die Auftragseingänge aus dem Ausland konnten im 
Juli weiter zulegen, lagen jedoch noch merklich un-
ter dem Vorkrisenniveau. Insgesamt bleibt die au-
ßenwirtschaftliche Entwicklung weiterhin mit ho-
hen Unsicherheiten und Risiken behaftet.

Gestiegene Verbraucherstim-
mung, Unsicherheit bezüglich 
weiterer Entwicklungen

Das Konsumklima konnte nach den Anstiegen in 
den Vormonaten auch im August erneut zulegen. 
Laut der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) 
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stieg es im August um 9,2 Punkte auf -0,2 Punkte an. 
Dabei nahmen sowohl die Anschaffungsneigung als 
auch die Konjunkturerwartungen der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher gegenüber dem Vormonat 
zu, jedoch fielen die Zuwächse deutlich geringer 
aus als zuvor. Laut GfK zeigt sich in der positiven 
Entwicklung der Konjunkturaussichten grundsätz-
lich die Zuversicht der Konsumentinnen und Kon-
sumenten, dass die deutsche Wirtschaft, auch mit-
hilfe der umfangreichen Konjunkturmaßnahmen, 

gut durch die Corona-Krise kommen wird. Jedoch 
führen die zuletzt wieder beschleunigte Infekti-
onsdynamik und die Unsicherheit über eine mög-
liche Verschärfung der Eindämmungsmaßnahmen 
zu einer Verunsicherung bei der Verbraucherstim-
mung. Dies zeigte sich laut GfK insbesondere in 
den spürbar gesunkenen Einkommenserwartun-
gen im August. Die GfK prognostiziert für den Mo-
nat September einen Rückgang des Konsumklimas 

BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                                                                          in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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auf -1,8  Punkte (-1,6  Punkte gegenüber dem 
Vormonat).

Zwar gingen die Einzelhandelsumsätze (ohne Kfz) 
im Juli  2020 um saisonbereinigt  0,9 % gegenüber 
dem Vormonat zurück, nachdem der Rückgang 
im Juni bei  1,9 % gelegen hatte. Im Vorjahresver-
gleich verzeichneten die Umsätze aber einen An-
stieg von 4,2 %.

Ifo Geschäftsklima erneut 
gestiegen

Die positive Entwicklung des ifo  Geschäftsklimas 
setzte sich im August weiter fort. Der Index stieg 
auf 92,6 Punkte an (nach 90,4 Punkten im Vormo-
nat). Dabei konnte insbesondere die aktuelle Lage-
einschätzung der Unternehmen im August merk-
lich zulegen. Die Geschäftserwartungen waren 
sogar besser als Ende 2019. Signale der zunehmen-
den Entspannung kamen dabei von allen Wirt-
schaftsbereichen. Im Verarbeitenden Gewerbe ver-
besserte sich das Geschäftsklima erneut merklich. 
Auch im Dienstleistungssektor und im Bau hellte 
sich die Stimmung im August weiter auf. Im Han-
del flachte sich die Aufwärtsbewegung dagegen ab. 
Während die Lageeinschätzung etwas besser aus-
fiel, blieben die Erwartungen nahezu unverändert 
pessimistisch.

Weitere Stabilisierung des 
Arbeitsmarkts

Die Arbeitslosigkeit ging nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) auch im August in saison-
bereinigter Rechnung leicht zurück (-9.000 Perso-
nen gegenüber Vormonat). Nach Ursprungswerten 
nahm die Arbeitslosigkeit im August jedoch sai-
sonüblich um rund 45.000  Personen zu. Insge-
samt waren damit rund 2,96  Millionen Personen 
als arbeitslos registriert. Die entsprechende Ar-
beitslosenquote lag bei  6,4 % und damit um 

1,3  Prozentpunkte höher als im Vorjahresmonat 
(saisonbereinigt ebenso 6,4 %). Im Juli 2020 betrug 
die Zahl der Erwerbslosen nach dem Konzept der 
International Labour Organization (ILO) 1,98 Mil-
lionen Personen. Die Erwerbslosenquote lag nach 
Ursprungszahlen bei 4,5 % (saisonbereinigt 4,4 %).

Die Erwerbstätigkeit konnte nach deutlichen Rück-
gängen in den Vormonaten im Juli saisonbereinigt 
um 53.000  Personen im Vergleich zum Vormonat 
zulegen (Juni: -34.000 Personen). Nach Ursprungs-
werten lag die Zahl der Erwerbstätigen (Inlands-
konzept) im Juli bei 44,69  Millionen Personen 
(-621.000 Personen beziehungsweise -1,4 % gegen-
über dem Vorjahr).

Die Zahl der Personen in Kurzarbeit liegt weiterhin 
auf sehr hohem Niveau, ist zuletzt jedoch weiter ge-
sunken. Nach vorläufigen Hochrechnungen der BA 
erhielten im Juni 5,4 Millionen Beschäftigte Kurz-
arbeitergeld (nach 5,8 Millionen Personen im Mai). 
Die Inanspruchnahme von Kurzarbeit lag über 
alle Branchen hinweg bei 16 % der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten. Der durchschnittli-
che Arbeitsausfall belief sich auf 39 %. Auch die An-
zeigen auf Kurzarbeit sanken weiter. Im August (bis 
26.  August) wurden insgesamt 9.000  Anzeigen für 
170.000 Personen gestellt, nachdem im Juni Anzei-
gen für 254.000 Personen und im Mai Anzeigen für 
387.000 Personen bei den Arbeitsagenturen einge-
gangen waren. Laut einer Umfrage des ifo Instituts 
dürfte insbesondere in der Metallerzeugung, bei 
den Bekleidungsherstellern und in der Automobil-
branche weiterhin zu einem hohen Anteil Kurzar-
beit in Anspruch genommen werden.

Für die kommenden Monate haben sich die Er-
wartungen der Arbeitsagenturen laut dem Arbeits-
marktbarometer des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung abermals aufgehellt. Auch 
das ifo Beschäftigungsbarometer ist im August ge-
stiegen. Positive Beschäftigungsimpulse sind dem-
nach vor allem aus dem Dienstleistungsbereich zu 
erwarten.

54



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

55

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

BMF-Monatsbericht 
September 2020

Verbraucherpreise auf 
Vorjahresniveau

Die Verbraucherpreise lagen nach Angaben des Sta-
tistischen Bundesamts im August unverändert auf 
dem Niveau des Vorjahres (nach  -0,1 % im Juli). 
Dabei fiel der Preisanstieg von Nahrungsmitteln 
mit 0,7 % gegenüber dem Vorjahresmonat deutlich 
schwächer aus als in den Vormonaten (nach +1,2 % 
im Vormonat). Auch die Teuerungsrate der Dienst-
leistungen flachte sich ab (+1,0 %  gegenüber dem 
Vorjahr, nach +1,2 % im Juli). Die Preise für Energie 

gingen erneut kräftig zurück (-6,3 %  im Vergleich 
zum Vorjahr), jedoch flachte sich der Rückgang et-
was ab (Juli: -6,7 % im Vergleich zum Vorjahr). Die 
Kerninflationsrate (ohne Energie- und Nahrungs-
mittelpreise) lag im August ebenso wie bereits im 
Vormonat bei 0,7 %.

In der abgeschwächten Entwicklung der Verbrau-
cherpreise hat sich auch die seit dem 1.  Juli gel-
tende Mehrwertsteuersenkung niedergeschlagen, 
welche auch in den kommenden Monaten den Ver-
braucherpreisanstieg dämpfen dürfte.
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Steuereinnahmen im August 2020

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) sanken im August  2020 um  2,3 % gegen-
über dem August  2019. Die konjunkturellen Aus-
wirkungen der Corona-Krise belasteten weiterhin 
das Steueraufkommen. So zeigte sich ein erhebli-
cher Rückgang im Aufkommen der Lohnsteuern. 
Daneben wirkten sich auch die steuerlichen Maß-
nahmen zur Abfederung der Auswirkungen des 
Coronavirus erheblich auf die Steuereinnahmen 
aus. Das Ziel dieser Maßnahmen besteht vor allem 
darin, kurzfristig Liquidität bei den durch die Krise 
betroffenen Steuerpflichtigen zu schaffen. Dem 
dienen neben anderen Maßnahmen auch Stun-
dungen, die in den vergangenen Monaten wie auch 
im aktuellen Monat in beträchtlichem Umfang in 
Anspruch genommen worden sind. Die Finanzver-
waltungen der Länder haben Stundungen grund-
sätzlich für einen Zeitraum von drei Monaten aus-
gesprochen. Soweit keine Anschlussstundungen 
beantragt wurden, standen im August in beträcht-
lichem Umfang früher gestundete Steuern zur Zah-
lung an. Wie bereits im Juli überstieg auch im Au-
gust das Volumen der fällig gewordenen Beträge 
das Volumen der in diesem Monat neu gewähr-
ten Stundungen. Somit ergab sich hieraus im Saldo 
eine Verbesserung der Einnahmesituation bei den 
betroffenen Steuerarten  – insbesondere bei den 
Steuern vom Umsatz. Die Einnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern lagen insgesamt um 2,2 % unter 
dem Niveau des Vorjahresmonats. Bei den Bundes-
steuern ergab sich im August ein Einnahmerück-
gang um  1,6 %. Die Einnahmen aus den Länder-
steuern wiesen einen Rückgang um 8,1 % auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat August  2020 verringerten 
sich die Zahlungen von EU-Eigenmitteln in-
klusive der Zölle um  46,3 % und lagen bei rund 
1,4  Mrd. € gegenüber 2,7  Mrd. € im August  2019. 
Die monatlichen Anforderungen der Europäischen 
Union (EU) schwanken aufgrund des jeweiligen 

Finanzierungsbedarfs der  EU. Sie orientieren sich 
grundsätzlich am Finanzrahmen für das laufende 
Jahr 2020.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis August 2020

In den Monaten Januar bis August  2020 sank das 
Steueraufkommen insgesamt um 7,3 % gegenüber 
dem Vorjahresniveau. Die Einnahmen aus den Ge-
meinschaftsteuern verringerten sich um 8,5 %; das 
Aufkommen der Bundessteuern sank um 4,4 %. Die 
Ländersteuern verzeichneten einen Einnahmezu-
wachs um 6,6 %.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im August  2020 einen Rückgang 
um 14,1 % gegenüber dem Ergebnis im August 2019. 
Die Einnahmen des Bundes aus den Gemeinschaft-
steuern verringerten sich um 10,8 %. Aufgrund der 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes durch das 
Zweite Corona-Steuerhilfegesetz verringert sich 
der Anteil des Bundes an den Steuern vom Umsatz 
zugunsten von Ländern und Gemeinden beträcht-
lich. Damit sollen die Steuermindereinnahmen der 
Länder durch den aus dem Lohnsteueraufkom-
men zu zahlenden einmaligen Kinderbonus so-
wie durch die temporäre Steuersatzsenkung bei 
der Umsatzsteuer kompensiert werden. Aus diesem 
Grund sanken die Einnahmen des Bundes aus dem 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz um  13,8 % 
gegenüber dem August  2019. Die Einnahmen aus 
Bundessteuern verringerten sich um 1,6 %. Zudem 
wurden im August die mit dem Gesetz über beglei-
tende Maßnahmen zur Umsetzung des Konjunk-
tur- und Krisenbewältigungspakets den Ländern 
zusätzlich zugewiesenen Regionalisierungsmittel 
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2020

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 16.939  -6,6 139.098  -2,4 207.600  -5,5

Veranlagte Einkommensteuer -265 X 28.835  -11,0 53.450  -16,1

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.139  -17,9 14.880  -18,9 20.000  -14,8

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligem 
Zinsabschlag)

522 +3,4 4.650 +31,6 6.400 +24,4

Körperschaftsteuer 9  -87,2 10.590  -38,8 19.700  -38,5

Steuern vom Umsatz 21.645 +2,5 145.912  -8,6 218.650  -10,1

Gewerbesteuerumlage 144  -39,0 2.096  -19,3 3.697  -21,3

Erhöhte Gewerbesteuerumlage -0 X 113  -93,9 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 40.132  -2,2 346.173  -8,5 529.497  -11,1

Bundessteuern

Energiesteuer 3.347 +0,7 19.571  -9,5 37.150  -8,7

Tabaksteuer 1.261  -2,5 9.128 +3,4 14.350 +0,7

Alkoholsteuer 165 +2,6 1.335  -5,0 2.000  -5,6

Versicherungsteuer 1.370  -0,9 11.488 +2,7 14.580 +3,1

Stromsteuer 562 +1,2 4.340  -1,4 6.500  -2,8

Kraftfahrzeugsteuer 744  -1,1 6.653 +0,1 9.450 +0,8

Luftverkehrsteuer 33  -72,3 204  -72,0 300  -74,6

Solidaritätszuschlag 1.102  -3,5 11.466  -6,9 18.050  -8,1

Übrige Bundessteuern 116 +2,3 932  -3,6 1.426  -2,8

Bundessteuern insgesamt 8.700  -1,6 65.118  -4,4 103.806  -5,2

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 691  -4,5 5.559 +19,7 8.000 +14,5

Grunderwerbsteuer 1.188  -11,9 10.553 +2,8 14.200  -10,1

Rennwett- und Lotteriesteuer 156 +1,6 1.305  -1,8 1.965  -0,5

Biersteuer 66 +3,7 333  -20,3 500  -19,0

Übrige Ländersteuern 27 +4,2 378 +6,6 510 +5,8

Ländersteuern insgesamt 2.127  -8,1 18.128 +6,6 25.175  -2,6

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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in Höhe von 2,5 Mrd. € ausgezahlt. Demgegenüber 
waren geringere Bundesergänzungszuweisungen 
sowie deutlich geringere EU-Eigenmittelabführun-
gen gegenüber dem Vorjahresmonat August  2019 
zu leisten.

Die Länder verbuchten im August 2020 einen deut-
lichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen um  14,1 %. 
Grund waren die oben aufgeführte geänderte Um-
satzsteuerverteilung, die zu einem höheren Län-
deranteil an den Steuern vom Umsatz (+17,8 %) 
und in der Folge zu höheren Einnahmen aus dem 
Länderanteil an den Gemeinschaftsteuern (+6,0 %) 
führte, sowie der Zufluss von zusätzlichen Regiona-
lisierungsmitteln in Höhe von 2,5 Mrd. €. Demge-
genüber waren geringere Einnahmen aus den Län-
dersteuern (-8,1 %) zu verzeichnen. Die Einnahmen 
der Gemeinden aus ihrem Anteil an den gemein-
schaftlichen Steuern stiegen  – auch aufgrund des 
Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes – um 0,6 %.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Lohnsteueraufkommen entwickelte sich im 
Berichtsmonat rückläufig. Dabei verringerte sich 
das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer im Au-
gust  2020 um  5,1 % gegenüber dem August  2019. 
Aufgrund der Corona-Krise wurde von den Un-
ternehmen auch weiterhin in großem Umfang 
Kurzarbeit in Anspruch genommen. Dies redu-
zierte beträchtlich die lohnsteuerabzugspflich-
tigen Bruttolöhne und -gehälter. Das aus dem 
Lohnsteueraufkommen gezahlte Kindergeld ver-
zeichnete im Vergleich zum August 2019 einen An-
stieg um  2,6 %. Per saldo verringerte sich das kas-
senmäßige Lohnsteueraufkommen gegenüber dem 
Vorjahresmonat um 6,6 %. In den Monaten Januar 
bis August 2020 lag damit das kassenmäßige Lohn-
steueraufkommen um 2,4 % unter dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

58

2020

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 

August

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20204

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 483 +1,0 3.077  -8,1 4.650  -8,6

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 130  -37,6 1.801  -4,1 2.479  -1,6

BNE-Eigenmittel 815  -58,7 14.804  -16,3 25.180 +8,0

EU-Eigenmittel insgesamt 1.429  -46,3 19.682  -14,1 32.309 +4,5

Bund³ 20.099 -14,1 179.708 -11,9 275.347  -16,3

Länder³ 26.453 +14,1 201.634 -2,9 306.507  -5,5

EU 1.429  -46,3 19.682  -14,1 32.309 +4,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.461 +0,6 31.473  -2,2 48.964  -4,7

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

51.443  -2,3 432.497  -7,3 663.128  -9,9

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im laufenden 
Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.
2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom September 2020.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

59

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Steuereinnahmen im August 2020

BMF-Monatsbericht 
September 2020

Körperschaftsteuer

Im aufkommensschwachen Veranlagungsmonat 
August wurden rund 9  Mio. € Körperschaftsteuer 
vereinnahmt. Im Vorjahresmonat waren rund 
71  Mio. € vereinnahmt worden. In Veranlagungs-
monaten sind regelmäßig Schwankungen im Steu-
eraufkommen gegenüber dem Vorjahresmonat zu 
beobachten. Die Investitionszulage hatte  – auf-
grund ihres geringen Volumens  – nahezu keinen 
Einfluss auf das Ergebnis. In den Monaten Januar 
bis August 2020 verringerte sich das kassenmäßige 
Körperschaftsteueraufkommen um  38,8 % gegen-
über dem Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer wurde im August ebenfalls von der Veran-
lagungstätigkeit bestimmt. Das Bruttoaufkommen 
stieg auf rund 1,0 Mrd. € (+5,6 %). Nach Abzug der 
Arbeitnehmererstattungen (-11,6 % gegenüber Au-
gust 2019) und der nur noch unbedeutenden Inves-
titions- und Eigenheimzulagen ergab sich per saldo 
im August 2020 ein Erstattungsvolumen von rund 
0,3 Mrd. € gegenüber 0,5 Mrd. € im August 2019. In 
den Monaten Januar bis August  2020 verringerte 
sich das kassenmäßige Aufkommen der veranlag-
ten Einkommensteuer um  11,0 % gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im August  2020 lag das Bruttoaufkommen der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 8,5 % un-
ter der Vorjahresbasis, nachdem noch im Vormonat 
ein Plus von  41,8 % zu beobachten gewesen war. 
Die wirtschaftliche Lage infolge der Corona-Pan-
demie veranlasste verschiedene Unternehmen zur 
Reduktion der diesjährigen Dividendenzahlungen, 
sodass insgesamt in diesem Jahr mit einem gerin-
geren Aufkommen als im Vorjahr gerechnet wer-
den muss. Die aus dem Aufkommen geleisteten 

Erstattungen durch das Bundeszentralamt für 
Steuern lagen bei rund 230  Mio. €. Hieraus ergab 
sich ein Rückgang des Kassenaufkommens der 
nicht veranlagten Steuern von Ertrag um 17,9 % ge-
genüber dem August 2019. In den Monaten Januar 
bis August 2020 verringerte sich das kassenmäßige 
Aufkommen der nicht veranlagten Steuern vom Er-
trag um 18,9 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge verzeichnete im Ver-
gleich zum August  2019 einen Anstieg um  3,4 %. 
Aufgrund der im bisherigen Jahresverlauf zu be-
obachtenden Einnahmezuwächse stieg das kas-
senmäßige Aufkommen der Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge in den Monaten 
Januar bis August 2020 um 31,6 % gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver-
zeichnete im August 2020 einen Anstieg von 2,5 % 
gegenüber dem August 2019. Das Aufkommen der 
Binnenumsatzsteuer war in den Vormonaten u. a. 
durch umfangreiche Stundungen in Verbindung 
mit der Corona-Pandemie gemindert worden. Da 
die Stundungen in der Regel für einen Zeitraum 
von drei Monaten gewährt worden waren, wurden 
im Berichtsmonat in beträchtlichem Ausmaß ge-
stundete Steuerschulden fällig. Das Volumen der 
im August gewährten Stundungen lag wesentlich 
niedriger, sodass sich ein positiver Aufkommens
effekt in Höhe von circa 1,2  Mrd. € ergab. Im Er-
gebnis stieg das Aufkommen aus der Binnenum-
satzsteuer um 12,6 %, wohingegen die Einnahmen 
aus der Einfuhrumsatzsteuer um 25,2 % gegenüber 
dem August  2019 sanken. In den Monaten Januar 
bis August  2020 sank das kassenmäßige Aufkom-
men der Steuern vom Umsatz um 8,6 % gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum.
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Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern lag im Au-
gust  2020 um  1,6 % unter dem Steueraufkommen 
des Vorjahresmonats. Bei einigen Steuerarten führ-
ten die steuerlichen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Liquidität der Unternehmen zu einem Einnah-
merückgang. Ein höheres Steueraufkommen ge-
genüber dem August  2019 war bei der Energie-
steuer (+0,7 %) sowie bei der Stromsteuer (+1,2 %) 
zu beobachten. Rückgänge zeigten die Versiche-
rungsteuer (-0,9 %) sowie die Kraftfahrzeugsteuer 
(-1,1 %). Infolge des Lockdowns kam der weltweite 
Luftverkehr nahezu zum Erliegen. Dies sowie Steu-
erstundungen waren Gründe für den Einbruch 
der Luftverkehrsteuer um  72,3 % gegenüber dem 
August 2019. Die Lockerungsmaßnahmen in den 
Sommermonaten führten lediglich zu einer leich-
ten Erholung des Steueraufkommens gegenüber 
den Vormonaten. Der Solidaritätszuschlag verrin-
gerte sich um  3,5 % infolge des Rückgangs seiner 
Bemessungsgrundlagen. Das Tabaksteueraufkom-
men lag um 2,5 % unter dem Niveau des Vorjahres-
monats. Die Veränderungen bei den übrigen Steu-
erarten hatten betragsmäßig nur geringen Einfluss 
auf das Gesamtergebnis der Bundessteuern.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Au-
gust  2020 um  8,1 % unter dem Ergebnis im Au-
gust  2019. Ursächlich hierfür waren deutlich ge-
ringere Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer 
(-11,9 %) sowie der Erbschaftsteuer (-4,5 %). Renn-
wett- und Lotteriesteuer (+ 1,6 %), Feuerschutz-
steuer (+ 4,2 %) sowie Biersteuer (+3,7 %) konnten 
gegenüber dem August 2019 Zuwächse verzeichnen.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich August 2020

Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts belie-
fen sich im Zeitraum Januar bis August  2020 auf 
rund 196,6  Mrd. €. Damit waren die Einnahmen 
um  11,6 % (rund -25,7  Mrd. €) niedriger als im 
entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie und steuerli-
che Hilfsmaßnahmen zu deren Bewältigung führ-
ten insbesondere zu einem starken Rückgang der 
Steuereinnahmen im Vergleich zum Vorjahr. Die 
Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigenmittel-
abflüsse) sanken um 12,2 % (rund ‑24,7 Mrd. €) ge-
genüber der Vorjahresperiode. Besonders betrof-
fen waren die Einnahmen aus Steuern vom Umsatz 
(rund -12,6  Mrd. €) sowie die Einkommen- und 
Körperschaftsteuer (rund -7,7 Mrd. €).

Die Sonstigen Einnahmen lagen kumuliert bis Au-
gust  2020 um  5,1 % (rund -1,0  Mrd. €) unter dem 
entsprechenden Vorjahresergebnis. Dies war ne-
ben geringeren Einnahmen aus wirtschaftli-
cher Tätigkeit auch auf geringere Einnahmen aus 
der Inanspruchnahme von Gewährleistungen 
zurückzuführen.

Ausgaben

Um den gesundheitlichen und wirtschaftlichen 
Herausforderungen durch die Corona-Pandemie 
entschlossen zu begegnen, wurden zwei Nachtrags-
haushalte verabschiedet. Die mit beiden Nachtrags-
haushalten beschlossenen zusätzlichen Ausgaben 
prägen inzwischen die Struktur der Ausgaben des 
Bundeshaushalts. Von Januar bis August  2020 be-
liefen sich die Ausgaben auf insgesamt 267,0 Mrd. € 
und lagen damit um 15,6 % (rund +36,0  Mrd. €) 
über dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 

ökonomischen Arten gegliedert resultierte der 
Anstieg der Ausgaben im betrachteten Zeitraum 
vor allem aus höheren konsumtiven Ausgaben 
(+16,3 %  beziehungsweise rund +34,5  Mrd. €). Ein 
Großteil der höheren Ausgaben wurde für lau-
fende Zuschüsse an Unternehmen aufgewendet. 
So flossen für Corona-Soforthilfen für kleine Un-
ternehmen und Soloselbständige von den im Zwei-
ten Nachtragshaushalt noch vorgesehenen Mit-
teln in Höhe von 18,0 Mrd. € bis Ende August 2020 
rund 14,5 Mrd. € ab. Zusätzliche Mittel für laufende 
Zuschüsse an soziale Einrichtungen zur Bekämp-
fung des Coronavirus wurden in Höhe von rund 
4,1 Mrd. € (Soll 2020: 9,1 Mrd. €) verausgabt. Außer-
dem erfolgten im Vergleich zur Vorjahresperiode 
wesentlich höhere laufende Zuweisungen an Ver-
waltungen. Darin enthalten waren Ausgleichszah-
lungen nach §  21 des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes von rund 7,7 Mrd. € (Soll 2020: 11,5 Mrd. €). 
Die Zuweisungen an Sozialversicherungen über-
stiegen das entsprechende Vorjahresergebnis um 
8,2  Mrd. € (+9,1 %). Darin enthalten waren Leis-
tungen an den Gesundheitsfonds und an den Aus-
gleichsfonds der Pflegeversicherung von insge-
samt 5,3 Mrd. €, die damit bereits voll abgeflossen 
sind. Gedämpft wurde die Zunahme der konsumti-
ven Ausgaben durch die Zinsausgaben. Diese lagen 
um 39,8 % (rund -5,2 Mrd. €) unter dem Niveau des 
entsprechenden Vorjahreszeitraums.

Die investiven Ausgaben beliefen sich kumuliert 
von Januar bis August  2020 auf rund 21,2  Mrd. €. 
Damit wurde das Vorjahresniveau bis August 2019 
um  7,4 % (rund 1,5  Mrd. €) übertroffen. Dies ist 
vor allem auf unterjährige Liquiditätshilfen an die 
Bundesagentur für Arbeit (rund 2,9  Mrd. €) zu-
rückzuführen. Die investiven Zuschüsse bis Au-
gust 2020 sind durch einen Sondereffekt zurückge-
gangen: Die Kompensationszahlungen des Bundes 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2019 Soll 2020¹
Ist-Entwicklung2 

August 2020

Ausgaben (Mrd. €)³ 343,2 508,5 267,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +15,6

Einnahmen (Mrd. €)4 356,5 290,4 196,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -11,6

Steuereinnahmen (Mrd. €) 329,0 264,4 178,0

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % -12,2

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. €) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. €) 13,3 -218,1 -70,4

Deckung/Verwendung: -13,3 218,1 70,4

Kassenmittel (Mrd. €) - - -4,2

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,2 0,3 0,2

Saldo der Rücklagenbewegungen5 -13,5 0,0 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo6 (Mrd. €) 0,0 217,8 74,4

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 vom 14. Juli 2020 (BGBl. I Nr. 35 S. 1669).
2  Buchungsergebnisse.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
5  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
6  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

an die Länder, u.  a. für die soziale Wohnraumför-
derung, entfallen aufgrund einer Neuregelung der 
Bund-Länder Finanzbeziehungen, die seit Jahres-
beginn greift. Zum Ausgleich erhalten die Länder 
höhere Anteile an den Einnahmen aus der Umsatz-
steuer. Für den Erwerb von beweglichen Sachen 
(+26,2 % beziehungsweise rund +0,3 Mrd. €) wurde 
von Januar bis August 2020 mehr verausgabt als im 
gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die Ausgaben für 
Baumaßnahmen lagen auf dem Niveau des Vorjah-
res (+0,2 %).

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar bis August 2020 wies der 
Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
70,4 Mrd. € auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und die des jeweiligen Kapitalmarktsaldos 
sind daher keine Indikatoren, aus denen sich die 
erforderliche Nettokreditaufnahme und der Fi-
nanzierungssaldo am Jahresende errechnen lassen. 
Dies gilt unter den derzeit obwaltenden Umstän-
den noch in verstärktem Maße.
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr

Januar bis 
August 

2019

Januar bis 
August 

2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 88.153  25,7 98.029  19,3 53.639 56.534 +5,4

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 9.994  2,9 12.326  2,4 4.380 5.363 +22,4

Verteidigung 41.944  12,2 45.292  8,9 26.264 27.200 +3,6

Politische Führung, zentrale Verwaltung 18.561  5,4 20.611  4,1 12.367 12.730 +2,9

Finanzverwaltung 5.115  1,5 5.612  1,1 3.308 3.492 +5,6

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Angelegen-
heiten

23.825  6,9 30.316  6,0 13.334 13.964 +4,7

Förderung für Schülerinnen und Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

3.367  1,0 6.417  1,3 2.036 2.303 +13,1

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der 
Hochschulen

13.567  4,0 16.237  3,2 7.035 7.677 +9,1

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 177.133  51,6 255.435  50,2 125.518 153.212 +22,1

Sozialversicherungen einschließlich Arbeitslosenversiche-
rung

118.997  34,7 132.543  26,1 86.327 92.030 +6,6

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 89.156  26,0 93 047  18,3 65.599 68.428 +4,3

Arbeitsmarktpolitik 36.427  10,6 49.180  9,7 24.125 24.882 +3,1

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.025  5,8 26.400  5,2 13.792 14.121 +2,4

Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung nach 
dem SGB II

6.458  1,9 12.400  2,4 4.383 4.540 +3,6

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 9.252  2,7 10.619  2,1 6.256 6.865 +9,7

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen 
Ereignissen

1.902  0,6 1.947  0,4 1.350 1.379 +2,2

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 2.967  0,9 25.255  5,0 1.520 13.548 +791,4

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

3.194  0,9 2.576  0,5 1.901 799  -58,0

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 2.380  0,7 1.425  0,3 1.665 550  -67,0

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.262  0,4 2.044  0,4 486 471  -3,2

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 4.026  1,2 15.393  3,0 2.682 3.772 +40,6

Regionale Förderungsmaßnahmen 948  0,3 3.071  0,6 375 588 +56,9

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.211  0,4 2.993  0,6 1.129 2.174 +92,5

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 22.243  6,5 28.925  5,7 12.842 12.535  -2,4

Straßen 10.888  3,2 10.125  2,0 6.322 5.287  -16,4

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 6.794  2,0 13.927  2,7 3.644 4.231 +16,1

Allgemeine Finanzwirtschaft 20.382  5,9 50.558  9,9 19.054 12.138  -36,3

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Schuldenaufnahme

12.084  3,5 9.566  1,9 13.077 7.906  -39,5

Ausgaben insgesamt ² 343.186  100,0 508.530  100,0 230.977 266.972 +15,6

1  Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 vom 14. Juli 2020 (BGBl. I Nr. 35 S. 1669).
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach ökonomischen Arten

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
August 

2019

Januar bis 
August 

2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 305.120 88,9 439.587 86,4 211.228 245.761 +16,3

Personalausgaben 34.185 10,0 35.413 7,0 23.391 24.056 +2,8

Aktivbezüge 25.066 7,3 26.237 5,2 16.930 17.610 +4,0

Versorgung 9.119 2,7 9.175 1,8 6.461 6.446  -0,2

Laufender Sachaufwand 33.135 9,7 39.150 7,7 18.689 19.869 +6,3

Sächliche Verwaltungsausgaben 16.570 4,8 18.632 3,7 10.052 10.414 +3,6

Militärische Beschaffungen 14.098 4,1 17.156 3,4 7.417 8.197 +10,5

Sonstiger laufender Sachaufwand 2.467 0,7 3.362 0,7 1.220 1.258 +3,1

Zinsausgaben 11.911 3,5 9.557 1,9 13.069 7.873  -39,8

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 224.963 65,6 353.997 69,6 155.375 193.168 +24,3

an Verwaltungen 27.739 8,1 79.516 15,6 19.059 27.171 +42,6

an andere Bereiche 197.224 57,5 274.480 54,0 136.317 165.997 +21,8

darunter:

Unternehmen 29.955 8,7 77.473 15,2 18.984 34.564 +82,1

Renten, Unterstützungen u. a. 29.150 8,5 36.588 7,2 20.059 20.874 +4,1

Sozialversicherungen 125.225 36,5 134.322 26,4 90.070 98.223 +9,1

Sonstige Vermögensübertragungen 926 0,3 1.471 0,3 704 794 +12,8

Investive Ausgaben 38.066 11,1 71.286 14,0 19.749 21.211 +7,4

Finanzierungshilfen 26.882 7,8 56.492 11,1 13.657 14.908 +9,2

Zuweisungen und Zuschüsse 25.315 7,4 33.782 6,6 12.947 11.594  -10,5

Darlehensgewährungen, Gewährleistungen 794 0,2 16.585 3,3 475 3.306 +596,0

Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 774 0,2 6.125 1,2 235 9  -96,2

Sachinvestitionen 11.183 3,3 14.794 2,9 6.091 6.303 +3,5

Baumaßnahmen 8.095 2,4 8.904 1,8 4.459 4.469 +0,2

Erwerb von beweglichen Sachen 2.281 0,7 5.128 1,0 1.188 1.499 +26,2

Grunderwerb 807 0,2 761 0,1 444 335  -24,5

Globalansätze 0 0,0 -2.344 -0,5 0 0 X

Ausgaben insgesamt² 343.186 100,0 508.530 100,0 230.977 266.972 +15,6

1  Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 vom 14. Juli 2020 (BGBl. I Nr. 35 S. 1669).
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2019 Soll 2020¹

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar bis 
August 

2019

Januar bis 
August 

2020

in Mio. €
Anteil 
in % in Mio. €

Anteil 
in % in Mio. € in %

Steuern 328.989 92,3 264.446 91,1 202.658 177.985  -12,2

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 271.275 76,1 221.000 76,1 171.057 150.632  -11,9

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

150.384 42,2 133.108 45,8 91.763 84.110  -8,3

davon:

Lohnsteuer 93.311 26,2 90.206 31,1 58.643 57.154  -2,5

Veranlagte Einkommensteuer 27.078 7,6 20.230 7,0 13.763 12.253  -11,0

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 11.724 3,3 10.500 3,6 9.148 7.361  -19,5

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge 

2.264 0,6 2.772 1,0 1.555 2.046 +31,6

Körperschaftsteuer 16.007 4,5 9.400 3,2 8.655 5.295  -38,8

Steuern vom Umsatz 118.944 33,4 86.380 29,7 78.227 65.654  -16,1

Gewerbesteuerumlage 1.947 0,5 1.512 0,5 1.067 868  -18,7

Energiesteuer 40.683 11,4 34.600 11,9 21.633 19.571  -9,5

Tabaksteuer 14.257 4,0 14.350 4,9 8.827 9.128 +3,4

Solidaritätszuschlag 19.646 5,5 17.700 6,1 12.313 11.466  -6,9

Versicherungsteuer 14.136 4,0 14.580 5,0 11.185 11.488 +2,7

Stromsteuer 6.689 1,9 5.990 2,1 4.403 4.340  -1,4

Kraftfahrzeugsteuer 9.372 2,6 9.495 3,3 6.648 6.653 +0,1

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.119 0,6 2.115 0,7 1.406 1.346  -4,3

Kaffeesteuer 1.060 0,3 1.035 0,4 691 665  -3,8

Luftverkehrsteuer 1.182 0,3 300 0,1 728 204  -72,0

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnissteuer 403 0,1 390 0,1 273 255  -6,6

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 1 0,0 2 1  -50,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 1.067 X 800 1.067 +33,4

Ergänzungszuweisungen an Länder 7.555 X 8.674 X 3.628 4.878 +34,5

BNE-Eigenmittel der EU 23.317 X 26.720 X 17.691 14.804  -16,3

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.520 X 2.700 X 1.878 1.801  -4,1

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 8.651 X 8.957 X 5.767 8.471 +46,9

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 6.744 6.744 +0,0

Sonstige Einnahmen 27.502 7,7 25.980 8,9 19.604 18.596  -5,1

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 6.376 1,8 6.699 2,3 5.495 5.017  -8,7

Zinseinnahmen 309 0,1 262 0,1 195 209 +7,2

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapital-
rückzahlungen, Gewährleistungen

2.026 0,6 1.379 0,5 1.473 897  -39,1

Einnahmen insgesamt² 356.492 100,0 290.426 100,0 222.262 196.581  -11,6

1  Zweiter Nachtragshaushalt gemäß Gesetz über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2020 vom 14. Juli 2020 (BGBl. I Nr. 35 S. 1669).
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 
Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fällt 
am Ende des Berichtszeitraums aufgrund der Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie wie im Vormo-
nat deutlich schlechter aus als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum. Er betrug Ende Juli -27,0 Mrd. € 
und verschlechterte sich im Vergleich zum Vorjah-
reswert um 34,4 Mrd. €.

Die Ausgaben der Länder wuchsen im Vergleich zum 
Vorjahr deutlich um 18,4 % an. Der starke Anstieg ist 
vor allem auf pandemiebedingte höhere Ausgaben 
zurückzuführen.

Die Einnahmen stiegen um  3,1 %. Dieser An-
stieg ist auf den Zuwachs der Zuweisungen von 

Verwaltungen zurückzuführen, in denen sich vor 
allem die vom Bund geleisteten Zahlungen an die 
Länder im Rahmen der Corona-Hilfspakete wider-
spiegeln. Die Steuereinnahmen verringerten sich be-
zogen auf die Ländergesamtheit um 6,9 % gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum. Der Rückgang fiel damit ge-
ringer aus als im Vormonat (-8,6 %). Bei den einzel-
nen Ländern sind sie aufgrund der Umstellung des 
Bund-Länder-Finanzausgleichs nicht mit dem Vor-
jahr vergleichbar.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis 
einschließlich Juli sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts  
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis 
einschließlich Juli 2020

Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2020, Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2020, Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Juli 2020, Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes umfasst die Kre-
ditaufnahme für die Verschuldung des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen) und die Kredit-
aufnahme für die Refinanzierung der Sonderver-
mögen des Bundes zur Durchleitung von Krediten 
an öffentliche Anstalten des Bundes.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31.  Dezember  2019 Kredite 
in Höhe von 1.078,3  Mrd. € aufgenommen. Die-
ser Bestand hat sich zum 31.  August  2020 auf 
1.262,6  Mrd. € erhöht. Der mit 184,3  Mrd. € deut-
liche Anstieg der Kreditaufnahme geht auf die Fi-
nanzierungsbedürfnisse des Bundes für den Haus-
halt und die Sondervermögen, aber auch auf die 
Bedarfe für Refinanzierungen derjenigen Son-
dervermögen zurück, die dazu dienen, Kredite an 
Bundesanstalten des öffentlichen Rechts weiter-
zuleiten. Der wirtschaftliche Hintergrund der ge-
stiegenen Kreditaufnahme sind die Maßnahmen, 
die die Bundesregierung zur Bekämpfung der wirt-
schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie be-
schlossen hat und die sowohl eine gestiegene Net-
tokreditaufnahme des Bundeshaushalts als auch 
umfangreiche Refinanzierungsaufgaben des Wirt-
schaftsstabilisierungsfonds (WSF) vorsehen.

Der Anstieg der Kreditaufnahme gegenüber dem 
31.  Dezember  2019 resultiert aus neuen Aufnah-
men im Volumen von 325,6  Mrd. € bei Fälligkei-
ten im Volumen von 141,3  Mrd. €. In den Mona-
ten Januar bis August des Jahres  2020 musste der 
Bund für die Verzinsung aller auch in früheren Jah-
ren aufgenommenen bestehenden Kredite saldiert 
6,8 Mrd. € aufwenden.

Auch im August lag der Schwerpunkt der Emissi-
onen mit einem Gesamtvolumen von 48,0  Mrd. € 
bei den konventionellen Bundeswertpapieren. Sie 
verteilten sich auf 1,5  Mrd. € 30-jährige Bundes-
anleihen, 11,5  Mrd. € 10-jährige Bundesanleihen, 

5  Mrd. € Bundesobligationen, 6  Mrd. € Bundes-
schatzanweisungen und 24  Mrd. € Unverzins-
liche Schatzanweisungen des Bundes. Darüber 
hinaus wurden saldiert 1,1  Mrd. € Bundeswertpa-
piere dem Eigenbestand entnommen, um die Kre-
ditaufnahme zu finanzieren. Konkret handelte es 
sich dabei um Verkäufe in Höhe von 13,7  Mrd. € 
am Sekundärmarkt. Ihnen standen Käufe von 
2,3 Mrd. € und die Erhöhung von Eigenbeständen 
um 10,3  Mrd. € durch bei Emissionen zurückbe-
haltene Emissionsanteile gegenüber. Damit verrin-
gerte sich der Eigenbestand zum 31. August auf ins-
gesamt 178,3 Mrd. €.

Am 31. August 2020 entfielen 96,1 % der Kreditauf-
nahmen auf die Verschuldung des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen) und 3,9 % auf die Refinanzie-
rung der Sondervermögen für durchgeleitete Kre-
dite an Bundesanstalten des öffentlichen Rechts.

Entwicklung der Verschuldung 
des Bundes (Haushalt und 
Sondervermögen)

Im August 2020 wurden für den Bund (Haushalt 
und Sondervermögen) 39,2 Mrd. € an Krediten auf-
genommen. Gleichzeitig wurden 8,6 Mrd. € fällige 
Kredite getilgt. Für die Verzinsung der Verschul-
dung des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) 
wurden im August im Saldo 0,9 Mrd. € aufgewendet.

Am 31.  August  2020 betrug die Verschuldung 
des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) 
1.213,5  Mrd. €. Damit erhöhte sie sich gegenüber 
dem 31.  Dezember  2019 um 160,3  Mrd. €. Der 
größte Teil der Erhöhung entfiel mit 162,3  Mrd. € 
auf den Bundeshaushalt, dessen Verschuldung auf 
1.173,7  Mrd. € anstieg. Bis zum 31.  August  2020 
wurden die Kreditermächtigungen des WSF für 
Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen gemäß 
§ 22 Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) in Höhe von 
1,3 Mrd. € in Anspruch genommen.

Finanzmärkte und Kreditaufnahme des Bundes
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Beim Investitions- und Tilgungsfonds (ITF) ver-
ringerte sich die Verschuldung seit Jahresbeginn 
infolge des nach den gesetzlichen Vorgaben beim 
ITF vereinnahmten Bundesbankmehrgewinns 
um 3,3 Mrd. €. Seine Verschuldung sank damit auf 
15,9 Mrd. €. In einem relativ geringen Umfang von 
30 Mio. € sank in dieser Zeit auch die Verschuldung 
des Finanzmarktstabilisierungsfonds (FMS) für 
Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 Abs. 1 StFG.

Entwicklung der 
Refinanzierung der Sonder
vermögen zur Durchleitung 
von Krediten an öffentliche 
Anstalten des Bundes

Im Jahr 2019 hat der FMS gemäß § 9 Abs. 5 StFG be-
gonnen, Kredite zur Refinanzierung von an Bundes-
anstalten des öffentlichen Rechts durchzuleitende 
Darlehen aufzunehmen. Seit Jahresbeginn  2020 
wurden durch den FMS Kredite zur Refinanzie-
rung von Darlehen an die FMS  Wertmanagement 
in Höhe von 5  Mrd. € aufgenommen, sodass per 
31.  August  2020 der Bestand an solchen Krediten 
30  Mrd. € beträgt. Diese gleichzeitige Kreditauf-
nahme und Darlehensvergabe, die eine Kostener-
sparnis bei der Kreditaufnahme im konsolidierten 
Bundbereich zum Ziel hat, ist für die Verschuldung 
des Bundes insgesamt neutral, da sie bei der jeweili-
gen Abwicklungsanstalt des Bundes sonst notwen-
dige Refinanzierungen substituiert.

Seit Juli  2020 nimmt der WSF Kredite für die Ge-
währung von Darlehen an die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) gemäß § 23 StFG auf. Bis Ende 
August wurden insgesamt 19  Mrd. € solcher Kre-
dite aufgenommen. Diese Kreditaufnahme dient 
der Kostensenkung im Bundeshaushalt, der die sal-
dierten Kosten und Erträge des KfW Sonderpro-
gramms 2020 trägt.

Seit Jahresbeginn ist der Bestand der Refinanzie-
rungen der Sondervermögen zur Durchleitung 
von Krediten an Bundesanstalten des öffentlichen 

Rechts somit insgesamt um 24 Mrd. € auf nunmehr 
49 Mrd. € gestiegen.

Weitere Einzelheiten zur Kreditaufnahme des 
Bundes können folgenden Tabellen entnommen 
werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Verschuldung des Bundes-
haushalts und der Sondervermögen,

	● Entwicklung der Refinanzierung der Sonder-
vermögen zur Durchleitung von Krediten an 
öffentliche Anstalten des Bundes

jeweils für Januar bis August  2020 sowie für den 
Monat August 2020.

Die Tabelle „Entwicklung von Umlaufvolumen 
und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Au-
gust 2020“ zeigt das Umlaufvolumen der emittier-
ten Bundeswertpapiere und die Eigenbestände je-
weils zu Nennwerten.

Darüber hinaus enthält der statistische Anhang der 
Online-Version des Monatsberichts auch die nach 
Restlaufzeitklassen gruppierte Kreditaufnahme des 
Bundes.

Die Abbildung „Struktur der Kreditaufnahme des 
Bundes nach Instrumentenarten“ zeigt die Vertei-
lung auf die Finanzierungsinstrumente. Danach 
entfällt mit 42,8 % der größte Anteil der Kreditauf-
nahme auf 10-jährige Bundesanleihen, gefolgt von 
den 30-jährigen Bundesanleihen mit  19,7 %, den 
Bundesobligationen mit  14,9 %, den Unverzinsli-
chen Schatzanweisungen mit  8,8 %, den Bundes-
schatzanweisungen mit  8,4 % und den inflations-
indexierten Bundeswertpapieren mit einem Anteil 
von 4,5 %. Ein Anteil von 0,9 % der Kreditaufnahme 
entfällt auf Schuldscheindarlehen und sonstige 
Kredite.

Von der Kreditaufnahme des Bun-
des sind somit über  99 % in Form von 
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Inhaberschuldverschreibungen verbrieft, bei de-
nen die konkreten Gläubiger dem Bund nicht be-
kannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen der konven-
tionellen nominalverzinslichen 30- und 10-jähri-
gen Bundesanleihen, 5-jährigen Bundesobligati-
onen, 2-jährigen Bundesschatzanweisungen und 
Unverzinslichen Schatzanweisungen des Bundes 
wie auch zu den bereits etablierten inflationsin-
dexierten und den neu hinzukommenden Grünen 
Bundeswertpapieren können in den Pressemittei-
lungen zum Emissionskalender1 sowie auf der In-

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

ternetseite der Bundesrepublik Deutschland  – Fi-
nanzagentur GmbH nachgelesen werden. Dort sind 
auch die vierteljährliche Vorschau der Tilgungs-
zahlungen bis Ende des Jahres  2020 und die nach 
jeder Auktion von Bundeswertpapieren veröffent-
lichten Ergebnisse über die durchgeführten Aukti-
onen zu finden.2

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im August 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Juli 2020 August August 
31. August 

2020 August August 

Insgesamt 1.221.923 49.213 -8.574 1.262.562 40.639 -654

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.143.070 39.197 -8.574 1.173.693 30.623 -867

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 
Abs. 1 StFG)

22.653 - - 22.653 - -

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

30.000 - - 30.000 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 15.885 - - 15.885 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.306 - - 1.306 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
gemäß § 23 StFG)

9.008 10.016 - 19.024 10.016 214

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.154.238 49.155 -8.524 1.194.868 40.631 -626

30-jährige Bundesanleihen 246.749 1.717 - 248.466 1.717 -674

10-jährige Bundesanleihen 526.158 14.772 - 540.930 14.772 -195

Bundesobligationen 183.273 4.435 - 187.708 4.435 163

Bundesschatzanweisungen 100.719 5.646 - 106.365 5.646 78

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

97.339 22.585 -8.524 111.400 14.061 3

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 56.677 58 - 56.735 58 17

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

8.859 - - 8.860 - -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

47.818 58 - 47.876 58 17

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6.535 - -50 6.485 -50 -45

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und der Sondervermögen im August 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode

Bestand
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Juli 2020 August August 31. August 2020 August August 

Insgesamt 1.182.915 39.197 -8.574 1.213.538 30.623 -867

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.143.070 39.197 -8.574 1.173.693 30.623 -867

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen gemäß § 9 
Abs. 1 StFG)

22.653 - - 22.653 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 15.885 - - 15.885 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds (Kredite 
für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

1.306 - - 1.306 - -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.115.230 39.139 -8.524 1.145.845 30.615 -839

30-jährige Bundesanleihen 246.749 1.717 - 248.466 1.717 -674

10-jährige Bundesanleihen 512.958 13.072 - 526.030 13.072 -273

Bundesobligationen 167.873 1.935 - 169.808 1.935 68

Bundesschatzanweisungen 91.719 2.646 - 94.365 2.646 35

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

95.931 19.769 -8.524 107.176 11.245 5

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 56.677 58 - 56.735 58 17

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

8.859 - - 8.860 - -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

47.818 58 - 47.876 58 17

Sonstige Bundeswertpapiere - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6.535 - -50 6.485 -50 -45

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere¹

3.727 3.923 196

Rücklagen gemäß Schlusszahlungsfinanzie-
rungsgesetz (SchlussFinG)²

3.465 3.465 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
2  Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres 
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode
Bestand 

31. Juli 2020

Aufnahme  
(Zunahme)

August 

Tilgungen 
(Abnahme)

 August 
Bestand 

31. August 2020

Bestandsänderung 
(Saldo)
August 

Zinsen
August 

Insgesamt 39.008 10.016 - 49.024 10.016 214

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)¹

30.000 - - 30.000 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

9.008 10.016 - 19.024 10.016 214

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
1  Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 30 Mrd. € aufzunehmen, damit 

nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie 
die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundes-
wertpapieren.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an öffentliche Anstalten 
des Bundes im August 2020 
in Mio. €

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im August 2020 
in Mio. €

Stichtag/Periode
Bestand 

31. Juli 2020
Zunahme

August
Abnahme

August
Bestand 

31. August 2020

Bestandsänderung 
(Saldo)

August 2020

Umlaufvolumen 1.389.950 48.000 -8.500 1.429.450 39.500

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.329.500 48.000 -8.500 1.369.000 39.500

30-jährige Bundesanleihen 298.000 1.500 - 299.500 1.500

10-jährige Bundesanleihen 614.000 11.500 - 625.500 11.500

Bundesobligationen 209.500 5.000 - 214.500 5.000

Bundesschatzanweisungen 108.500 6.000 - 114.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

99.500 24.000 -8.500 115.000 15.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 60.450 - - 60.450 -

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

9.300 - - 9.300 -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

51.150 - - 51.150 -

Eigenbestände (brutto) -179.427 - - -178.316 1.111

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen.
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Struktur der Kreditaufnahme des Bundes nach Instrumentenarten per 31. August 2020

 in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis August 2020
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes 2020 
in Mrd. €

Kreditart Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez

Konventionelle 
Bundeswertpapiere

1.004,8 1.016,4 1.017,7 1.030,6 1.089,5 1.128,1 1.154,2 1.194,9 - - - -

30-jährige 
Bundesanleihen

231,9 233,3 235,1 236,6 238,2 245,1 246,7 248,5 - - - -

10-jährige 
Bundesanleihen

478,5 482,2 485,8 492,0 513,5 529,0 526,2 540,9 - - - -

Bundesobligationen 178,3 181,7 182,1 167,3 172,6 178,3 183,3 187,7 - - - -

Bundesschatz
anweisungen

94,5 100,1 91,1 97,6 102,9 95,6 100,7 106,4 - - - -

Unverzinsliche 
Schatzanweisungen 
des Bundes

21,6 19,1 23,6 37,0 62,4 80,0 97,3 111,4 - - - -

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

70,3 70,7 71,0 55,9 56,0 56,1 56,7 56,7 - - - -

30-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

8,5 8,7 8,7 8,8 8,9 8,8 8,9 8,9 - - - -

10-jährige inflations-
indexierte Anleihen 
des Bundes

61,8 62,0 62,3 47,1 47,1 47,2 47,8 47,9 - - - -

Sonstige 
Bundeswertpapiere

0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 - - - - - -

Schuldscheindarlehen 6,8 6,7 6,7 6,7 6,7 6,6 6,5 6,5 - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 4,5 - - - -

Insgesamt 1.086,8 1.098,7 1.100,3 1.098,1 1.157,1 1.195,7 1.221,9 1.262,6 - - - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bedarf der Kreditaufnahme des Bundes 2020  
in Mrd. €

Kreditart Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

Konventionelle 
Bundeswertpapiere

30,0 18,6 14,3 39,9 58,9 55,1 56,6 49,2 - - - - 322,7

30-jährige 
Bundesanleihen

1,4 1,3 1,8 1,5 1,7 6,9 1,6 1,7 - - - - 17,9

10-jährige 
Bundesanleihen

11,7 3,7 3,6 6,2 21,5 15,5 19,1 14,8 - - - - 96,2

Bundesobligationen 3,5 3,5 0,4 5,2 5,3 5,8 4,9 4,4 - - - - 33,0

Bundesschatz
anweisungen

5,3 5,6 4,0 6,5 5,3 4,8 5,1 5,6 - - - - 42,1

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des 
Bundes

8,1 4,5 4,5 20,5 25,3 22,1 25,9 22,6 - - - - 133,5

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

0,5 0,4 0,3 0,9 0,1 0,0 0,6 0,1 - - - - 2,9

30-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

0,0 0,2 -0,0 0,1 0,1 -0,0 0,0 0,0 - - - - 0,3

10-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

0,5 0,2 0,3 0,8 -0,0 0,1 0,6 0,1 - - - - 2,6

Sonstige 
Bundeswertpapiere

- - - - - - - - - - - - 0,0

Schuldscheindarlehen - - - - - - - - - - - - 0,0

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

- - - - - - - - - - - - 0,0

Insgesamt 30,5 19,0 14,6 40,8 59,0 55,2 57,3 49,2 - - - - 325,6

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Tilgungen von Kreditaufnahmen des Bundes 2020  
in Mrd. €

Kreditart Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

Konventionelle 
Bundeswertpapiere

-22,0 -7,0 -13,0 -27,0 - -16,5 -30,5 -8,5 - - - - -124,6

30-jährige 
Bundesanleihen

- - - - - - - - - - - - 0,0

10-jährige 
Bundesanleihen

-22,0 - - - - - -22,0 - - - - - -44,0

Bundesobligationen - - - -20,0 - - - - - - - - -20,0

Bundesschatz
anweisungen

- - -13,0 - - -12,0 - - - - - - -25,0

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des 
Bundes

- -7,0 - -7,0 - -4,5 -8,5 -8,5 - - - - -35,6

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

- - - -16,0 - - - - - - - - -16,0

30-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

- - - - - - - - - - - - 0,0

10-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

- - - -16,0 - - - - - - - - -16,0

Sonstige 
Bundeswertpapiere

- - - - - - -0,4 - - - - - -0,4

Schuldscheindarlehen -0,0 -0,1 - -0,0 - -0,1 -0,1 -0,1 - - - - -0,3

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

- - - - - - - - - - - - 0,0

Insgesamt -22,0 -7,1 -13,0 -43,0 - -16,6 -31,0 -8,6 - - - - -141,3

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Zinsen für die Kreditaufnahme des Bundes 2020  
in Mrd. €

Kreditart Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insgesamt

Konventionelle 
Bundeswertpapiere

4,8 0,3 -0,5 -1,3 -1,6 -1,0 4,5 0,6 - - - - 5,8

30-jährige 
Bundesanleihen

3,9 -0,4 -0,2 -0,8 -0,8 -0,1 4,1 0,7 - - - - 6,4

10-jährige 
Bundesanleihen

1,1 0,9 -0,3 -0,3 -0,6 -0,8 0,7 0,2 - - - - 1,0

Bundesobligationen -0,1 -0,1 -0,0 -0,1 -0,2 -0,1 -0,2 -0,2 - - - - -1,0

Bundesschatz
anweisungen

-0,0 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1 - - - - -0,5

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des 
Bundes

0,0 -0,0 0,0 -0,0 0,0 0,0 -0,0 -0,0 - - - - -0,0

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

-0,1 -0,1 -0,0 1,2 -0,0 -0,0 -0,1 -0,0 - - - - 0,8

30-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

-0,0 -0,1 0,0 0,1 -0,0 0,0 -0,0 -0,0 - - - - 0,0

10-jährige 
inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

-0,1 -0,1 -0,1 1,1 -0,0 -0,0 -0,1 -0,0 - - - - 0,8

Sonstige 
Bundeswertpapiere

- - - - - - 0,0 - - - - - 0,0

Schuldscheindarlehen 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1 0,0 - - - - 0,2

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

- - - - - 0,0 - - - - - - 0,0

Insgesamt 4,7 0,2 -0,5 -0,1 -1,6 -1,0 4,4 0,7 - - - - 6,8

Verzinsung: Zinseinnahmen (-), Zinsausgaben (+); Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Verfahrensschritte

18. März 2020 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2021 und Finanzplan bis 2024

12. bis 14. Mai 2020 Steuerschätzung

8. bis 10. September 2020 Steuerschätzung als Interimsschätzung

23. September 2020 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2021 und Finanzplan bis 2024

25. September 2020 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

29. September bis 2. Oktober 2020 1. Lesung Bundestag

10. bis 12.November 2020 Steuerschätzung

8. bis 11. Dezember 2020 2./3. Lesung Bundestag

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2021 
und des Finanzplans bis 2024

Datum Veranstaltung

5./6. Oktober 2020 Eurogruppe und ECOFIN-Rat

14. Oktober 2020 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen 
und -Notenbankgouverneure

15. Oktober 2020 Jahresversammlung von IWF und Weltbank

3./4. November 2020 Eurogruppe und ECOFIN-Rat

21. bis 22. November 2020 G20-Gipfel mit Treffen der Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouver-
neurinnen und -Notenbankgouverneure in Riad, Saudi-Arabien

30. November/1. Dezember 2020 Eurogruppe und ECOFIN-Rat

Aufgrund der Corona Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Oktober 2020 September 2020 22. Oktober 2020

November 2020 Oktober 2020 20. November 2020

Dezember 2020 November 2020 22. Dezember 2020

Januar 2021 Dezember 2020 29. Januar 2021

Februar 2021 Januar 2021 19. Februar 2021

März 2021 Februar 2021 19. März 2021

April 2021 März 2021 22. April 2021

Mai 2021 April 2021 20. Mai 2021

Juni 2021 Mai 2021 22. Juni 2021

Juli 2021 Juni 2021 22. Juli 2021

August 2021 Juli 2021 20. August 2021

September 2021 August 2021 21. September 2021

Oktober 2021 September 2021 21. Oktober 2021

November 2021 Oktober 2021 19. November 2021

Dezember 2021 November 2021 21. Dezember 2021

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Publikationen des BMF

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Die wichtigsten Steuern im internationalen Vergleich 2019, Ausgabe 2020

Kreditaufnahmebericht des Bundes 2019

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen



Aktuelles aus dem BMF
Stellenausschreibungen

BMF-Monatsbericht 
September 2020

Wirtschaftswissenschaftlerinnen/Wirtschaftswissenschaftler 
(m/w/d) - Die Zukunft unseres Landes mitgestalten

Sie interessieren sich für Politik und Finanzen? Dann gestalten Sie bei uns die Zukunft und Modernisierung 
unseres Landes aktiv mit.

Für unsere vielfältigen und anspruchsvollen Aufgaben rund um Steuern, Finanzmärkte, Europa, Haushalt 
und Digitalisierung suchen wir engagierte Wirtschaftswissenschaftlerinnen und Wirtschaftswissenschaftler. 
Es erwartet Sie ein attraktiver Arbeitsplatz mit sehr guter Verkehrsanbindung in Berlin-Mitte, der Ihnen ne-
ben Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeiten sichere und flexible Arbeitsbedingungen bietet.

Die Aufgaben hängen vom jeweiligen Einsatzbereich ab: 

	● Wirtschaftliche Entwicklungen und öffentliche Finanzen sowie Auswirkungen der Politik darauf beob-
achten, analysieren und bewerten

	● Finanz-, Finanzmarkt-, Geld-, Steuer-, Zoll-, Währungs- und Wirtschaftspolitik gestalten und deutsche 
Positionen hierzu auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene vertreten und umsetzen

	● Den Bundeshaushalt aufstellen und die Auswirkungen der Politik auf den Haushalt begleiten

	● Bei der politischen Planung und Koordinierung mitwirken

Bewerbungsfrist: 27. September 2020

Dienstort: Berlin

Die vollständige Stellenausschreibung entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden Link:

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2020091

Stellenausschreibungen

84
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Volljuristinnen/Volljuristen (m/w/d) - 
Die Zukunft unseres Landes mitgestalten

Sie interessieren sich für Politik und Finanzen? Dann gestalten Sie bei uns die Zukunft und Modernisierung 
unseres Landes aktiv mit.

Für unsere vielfältigen und anspruchsvollen Aufgaben rund um Steuern, Finanzmärkte, Europa, Haushalt 
und Digitalisierung suchen wir engagierte Volljuristinnen und Volljuristen mit und ohne Berufserfahrung. 
Es erwartet Sie ein attraktiver Arbeitsplatz mit sehr guter Verkehrsanbindung in Berlin-Mitte, der Ihnen ne-
ben Verantwortung und Gestaltungsmöglichkeiten sichere und flexible Arbeitsbedingungen bietet.

Die Aufgaben hängen vom jeweiligen Einsatzbereich ab: 

	● Finanz-, Finanzmarkt-, Geld-, Steuer-, Zoll-, Währungs- und Wirtschaftspolitik gestalten und deutsche 
Positionen hierzu auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene vertreten und umsetzen

	● Den Bundeshaushalt aufstellen und die Auswirkungen der Politik auf den Haushalt begleiten

	● Bei der politischen Planung und Koordinierung mitwirken 

Bewerbungsfrist: 27. September 2020

Dienstort: Berlin

Die vollständige Stellenausschreibung entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden Link:

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2020092
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Entwicklung der Verschuldung des Bundes (Haushalt und Sondervermögen) von Januar bis 
August 2020

Entwicklung der Refinanzierung der Sondervermögen zur Durchleitung von Krediten an 
öffentliche Anstalten des Bundes von Januar bis August 2020

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes von Januar bis August 2020

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Central Government Operations – 
Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Central Government Debt – 
Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt 2015 bis 2019

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten in den Haushaltsjahren 2015 bis 2020

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen, Ist 2019

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2019

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Schulden der öffentlichen Haushalte – neue Systematik

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.

88

﻿

Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-1-entwicklung-verschuldung-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-1-entwicklung-verschuldung-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-2-entwicklung-refinanzierung-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-2-entwicklung-refinanzierung-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/08/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-haushaltsquerschnitt.html/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquoten im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2017 bis 2018

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2019/2020

Entwicklung der Länderhaushalte im Juli 2020

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Länder 
bis Juli 2020

Die Einnahmen, Ausgaben und Kassenlage der Länder bis Juli 2020

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2020/09/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Onlineversion des Monatsberichts
Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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